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Rahmenpriufungsordnung (RPO-M)
far
das Masterstudium

an der
Universitat Siegen

Vom 28. Februar 2019

Aufgrund des § 2 Absatz 4 und des § 64 Absatz 1 des Gesetzes Uber die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz — HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 17. Oktober 2017 (GV. NRW. S. 806), hat die Universitat Siegen die fol-
gende Rahmenpriufungsordnung erlassen:
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Allgemeine Regelungen

§1
Geltungsbereich

Diese Rahmenpriufungsordnung (RPO-M) gilt fir das Masterstudium an der Universitat Siegen. Sie
regelt die grundlegenden Strukturen des Masterstudiums und enthdlt formale Vorgaben, wie Fach-
prufungsordnung (FPO-M) und Modulbeschreibungen (MBS) zu gestalten sind. Fir die einzelnen
Studiengéange sind nach Maligabe dieser RPO-M fachspezifische Regelungen in der FPO-M zu
treffen und die MBS zu erstellen. Die jeweilige FPO-M trifft konkrete Regelungen insbesondere zu:

1. dem Ziel des Studiums,

dem zu verleihenden Hochschulgrad,

dem Studienumfang (Regelstudienzeit, Leistungspunkteumfang),

der Zahl der Module (Modultitel, Modulnummer),

den Teilnahmevoraussetzungen und der Arbeitsbelastung der Module,
dem Studienverlauf,

dem Inhalt und dem Qualifikationsziel der Module,

den Lehrformen in den Modulen,
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den Studien- und Prifungsleistungen in den Modulen,

=
o

der Dauer und Form von Studien- und Prifungsleistungen sowie
11. der Zusammensetzung des Prufungsausschusses.

Sofern in einem Studiengang ein Modul aus einem anderen Fach verwendet wird, wird auf die
entsprechende MBS in der FPO des anderen Faches verwiesen. Besteht ein Widerspruch zwi-
schen den jeweiligen Regelungen der beiden beteiligten FPOs, sind von den Fachern Absprachen
hinsichtlich der Prifungsmodalitaten zu treffen und diese in der betreffenden MBS festzuhalten.

In den Studiengéngen, in denen ein Praktikum vorgesehen ist, soll eine Praktikumsordnung ergan-
zende Regelungen zum Praktikum enthalten.

In Studiengangen, die in Kooperation mit einer inlandischen oder auslandischen Hochschule an-
geboten werden, kann die FPO-M von dieser Ordnung abweichende Regelungen treffen.

§ 1 bis § 26 enthalten allgemeine Regelungen. § 27 bis § 35 enthalten besondere (ergénzende,
einschrankende oder erweiternde) Regelungen fur das Masterstudium im Lehramt. § 36 enthalt
das Inkrafttreten.

§2
Allgemeine Ziele und Leitlinien des Masterstudiums

Konsekutive Masterstudiengange sind als vertiefende, verbreiternde, fachtibergreifende oder fach-
liche andere Studiengange ausgestaltet. Sie kénnen nach den Profiltypen ,anwendungsorientiert”
und ,forschungsorientiert” differenziert werden. Weiterbildende Masterstudiengénge setzen quali-
fizierte berufspraktische Erfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr voraus. Das Studien-
gangkonzept weiterbildender Masterstudiengéange bericksichtigt die beruflichen Erfahrungen und
knupft zur Erreichung der Qualifikationsziele an diese an. Ein Masterstudiengang fuhrt zu einem
weiteren berufsqualifizierenden Hochschulabschluss.

Qualifikationsziele sind die dem angestrebten Abschlussniveau entsprechende wissenschaftliche
oder kunstlerische Beféahigung und die Befahigung zu einer qualifizierten Erwerbstatigkeit und Per-
sonlichkeitsentwicklung.

Studiengangspezifische Ziele sind in der FPO-M enthalten.
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Mastergrad

Nach erfolgreichem Abschluss des Studiums wird von der Hochschule der Hochschulgrad eines ,,Master
of Arts* (M.A.), ,Master of Science" (M.Sc.) oder ,Master of Laws" (LL.M.) verliehen. Die FPO-M regelt,
welcher der in Satz 1 genannten Grade bei erfolgreichem Abschluss des Studiums verliehen wird. Be-
steht das Studium aus mehreren Teilstudiengéngen (vgl. 8 7 Absatz 1), wird der Grad des Kernfaches
(1. Fach) verliehen. Fir Weiterbildungsstudiengange dirfen auch Mastergrade verwendet werden, die
von den vorgenannten Bezeichnungen abweichen.
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§4
Zugangsvoraussetzungen und Einschreibungshindernis

Zum Masterstudiengang erhélt Zugang, wer einen ersten berufsqualifizierenden Hochschulab-
schluss nachweist.

Die FPO-M kann folgende weitere Zugangsvoraussetzungen im Rahmen von § 49 HG vorsehen:
1. Absatz 6 Satz 1 (Nachweis fachlicher Voraussetzungen),
2. Absatz 6 Satz 3 (Nachweis einer bestimmten Note des Bachelorabschlusses),

3. Absatz 7 (Nachweis einer studiengangbezogenen besonderen Vorbildung, kiinstlerische oder
sonstige Eignung oder praktische Tatigkeit) und

4. Absatz 8 (Nachweis bestimmter Sprachkenntnissen in (teilweise) fremdsprachigen Studien-
gangen).

Studienabschlisse, die in Studiengéangen an auslandischen staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschulen erbracht worden sind, werden auf Antrag anerkannt, sofern hinsichtlich der mit dem
Abschluss erworbenen Kompetenzen kein wesentlicher Unterschied zu einem nationalen Ab-
schluss besteht, der zum Masterstudiengang berechtigt.

Die Zulassung zu einem fachwissenschaftlichen Masterstudiengang kann mit Auflagen verbunden
werden. Gegebenenfalls erteilte Auflagen sollen in den ersten beiden Semestern des Masterstudi-
engangs erbracht werden. Sie missen spatestens bei der Anmeldung der Masterarbeit nachge-
wiesen werden. Die FPO-M kann einen friheren Zeitpunkt fir den Nachweis Uber die Erbringung
der Auflagen vorsehen. Art und Umfang dieser Auflagen werden vom jeweiligen Prifungsaus-
schuss individuell auf Basis der im Rahmen des vorangegangenen Studienabschlusses absolvier-
ten Studieninhalte festgelegt. Gegenstand einer Auflage kénnen ausschlie3lich Bachelormodule
sein. Auflagen kénnen nur im Umfang von maximal 30 Leistungspunkten erteilt werden. Fir Aufla-
gen gelten grundsatzlich die in 88 8 bis 12 und 17 bis 21 getroffenen Regelungen. Auflagenprifun-
gen werden nicht in die Notenberechnung einbezogen.

Erganzend zu Absatzen 1 und 2 ist flir den Zugang zu einem weiterbildenden Masterstudiengang
ein einschlagiger berufsqualifizierender Studienabschluss sowie eine einschlagige Berufserfah-
rung nachzuweisen.

Die FPO-M kann vorsehen, dass die Einschreibung versagt wird, wenn die Studienbewerberin oder
der Studienbewerber in einem Studiengang, der eine erhebliche inhaltliche Néahe zu dem gewahl-
ten Studiengang aufweist, eine nach der Prifungsordnung des gewéhlten Studienganges erforder-
liche Priifung endgiiltig nicht bestanden hat (§ 50 Absatz 1 Nr. 2 HG).

§5
Regelstudienzeit und Studienumfang

Fur einen erfolgreichen Abschluss eines Masterstudiengangs sind 60, 90 oder 120 Leistungs-
punkte (LP) nach MaRgabe dieser Ordnung sowie den Regelungen der jeweiligen FPO-M zu er-
werben.

Die Regelstudienzeit in Studiengangen, die mit einem Mastergrad abgeschlossen werden, betragt
im Vollzeitstudium mindestens zwei und héchstens vier Semester einschlie3lich der Masterarbeit.
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Sie wird in der FPO-M festgelegt. In der Regel ergeben sich daher in Abhéangigkeit zu den zu er-
werbenden Leistungspunkten und der Art des Studiums (Vollzeit oder Teilzeit) folgende Regelstu-
dienzeiten:

Regelstudienzeiten in Semester
LP
Vollzeitstudium Teilzeitstudium
60 2 4
90 3 6
120 4 8

Die FPO-M legt fest, ob der Masterstudiengang nur als Vollzeitstudium oder auch als Teilzeitstu-
dium studiert werden kann.

§6
Modularisierung des Studiums

Das Studium ist modular aufgebaut und mit einem Leistungspunktesystem ausgestattet. Module
sind thematisch und zeitlich abgerundete und in sich geschlossene Studieneinheiten, die sich aus
verschiedenen Lehr- und Lernformen (z.B. Vorlesungen, Ubungen, Praktika, e-Learning, Lehrfor-
schung etc.) zusammensetzen kénnen.

Bei erfolgreichem Abschluss eines Moduls werden Leistungspunkte vergeben. Leistungspunkte
werden nach dem voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand der Studierenden berechnet. Als
durchschnittlicher Arbeitsaufwand werden 1800 Arbeitsstunden pro Studienjahr angesetzt. Fir den
Erwerb eines Leistungspunkts wird ein Arbeitsaufwand im Prasenz- und Selbststudium von 30
Stunden zugrunde gelegt. In der Regel werden pro Studienjahr 60 Leistungspunkte vergeben. Der
Leistungspunkteumfang eines Moduls soll durch drei teilbar sein. Polyvalente Module missen fa-
cheriibergreifend dieselbe Leistungspunkteanzahl aufweisen, in der Regel im Umfang von neun
Leistungspunkten. Polyvalent sind Module, die studiengangibergreifend verwendet werden und im
Hinblick auf Moduldauer, Angebotshaufigkeit, Arbeitsaufwand (Workload), Leistungspunkte, Qua-
lifikationsziele, Inhalte, Leistungen (inkl. Form, Dauer, Umfang), Lehrveranstaltungen, Lehr- und
Lernformen, Voraussetzungen fir die Teilnahme und Voraussetzungen fir die Vergabe von Leis-
tungspunkten identisch sind. Die Voraussetzungen fur den erfolgreichen Abschluss des Moduls
und die Vergabe der Leistungspunkte werden in der FPO-M definiert.

Der Zugang zu einer Lehrveranstaltung oder einem Modul kann von bestimmten Voraussetzungen,
insbesondere von der erfolgreichen Teilnahme an einer anderen Lehrveranstaltung oder einem
anderen Modul oder mehreren anderen Modulen abhangig gemacht werden. Naheres regelt die
FPO-M.

87
Strukturierung des fachwissenschaftlichen Masterstudiums

Das fachwissenschaftliche Masterstudium umfasst einen Studiengang (1-Fach-Studiengang/Inter-
disziplinarer Studiengang) oder einen Kombinationsstudiengang mit mehreren Teilstudiengangen
bestehend aus einem Kernfach (1. Fach) und einem Ergénzungsfach (2. Fach) (Anlage 2).

Die FPO-M legt fest, nach welchem Modell der (Teil-)Studiengang studiert werden kann.

In jedem Masterstudiengang sollen Wahlmdglichkeiten im Umfang von mindestens 18 Leistungs-
punkten erdffnet werden. Insgesamt sollen im Bachelor- und Masterstudium zusammen Wahlmdg-
lichkeiten im Umfang von 45 Leistungspunkten vorgesehen werden. In der FPO-M wird festgelegt,
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aus welchen fachlichen und/oder tiberfachlichen Modulangeboten die Studierenden des jeweiligen
Studiengangs wahlen kénnen. Wahlmadglichkeiten sind in der FPO-M explizit auszuweisen.

88
Prifungsausschuss

Fur die durch diese RPO-M und die FPO-Ms festgelegten Aufgaben werden in den Fakultaten
Allgemeine und/oder Fachliche Priifungsausschiisse gebildet, deren Zusammensetzung sich aus
den einzelnen FPO-Ms ergibt. Fir fakultatsiibergreifende Studiengénge kénnen die Fakultaten fa-
kultatstibergreifende Prifungsausschiisse bilden. Der Priifungsausschuss kann bei der Erledigung
seiner Aufgaben von einem Priifungsamt unterstiitzt werden. Naheres regelt die FPO-M.

Den Prifungsausschissen gehéren an:

a) Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

b) Mitglieder aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und
c) Mitglieder aus der Gruppe der Studierenden,

wobei die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer mindestens tber die Halfte der Stimmen ver-
fugen mussen. Die FPO-Ms kdnnen vorsehen, dass fur den Verhinderungsfall Stellvertreterinnen
und Stellvertreter gewahlt werden kénnen.

Der Prufungsausschuss kann bei Bedarf weitere fachkundige beratende Mitglieder hinzuziehen.

Die Anzahl der Mitglieder der Prifungsausschiisse und die Amtszeit der Mitglieder werden in der
jeweiligen FPO-M festgelegt. Der Fakultatsrat der Fakultat, der der Studiengang zugeordnet ist,
wahlt auf Vorschlag seiner Mitgliedergruppen die Mitglieder des in der FPO-M vorgesehenen Prii-
fungsausschusses oder der Prifungsausschisse fiur die in der FPO-M vorgesehene Amtszeit. Bei
fakultatsiibergreifenden Studiengéngen wahlen die betroffenen Fakultatsrate entsprechend der
Regelung in der FPO-M die Mitglieder des Prufungsausschusses.

Ist bei Ablauf der Amtszeit noch kein neues Mitglied bestimmt, so bt das bisherige Mitglied sein
Amt weiter aus. Ein vorzeitig ausgeschiedenes Mitglied ist durch Nachwahl zu ersetzen. Das Ende
der Amtszeit des nachtraglich gewahlten Mitgliedes bestimmt sich so, als ob es sein Amt rechtzeitig
angetreten hétte. Wiederwahl ist zuléssig.

Die Prifungsausschisse wahlen aus dem Kreis der ihnen angehérenden Hochschullehrerinnen
und Hochschullehrer jeweils eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und jeweils eine Stellver-
treterin oder einen Stellvertreter fur die Vorsitzende oder den Vorsitzenden.

Die Prufungsausschisse sorgen fir die Organisation der Prifungen in ihrem Zustandigkeitsbereich
und achten darauf, dass die Bestimmungen dieser RPO-M und der jeweiligen FPO-M eingehalten
werden. Sie sind insbesondere zustandig fir die Bescheidung uber Widerspriiche gegen in Pri-
fungsverfahren getroffene Entscheidungen. Weiterhin entscheiden die Prifungsausschisse uber
die Anerkennung von vorangehenden Studienabschlissen und die Anrechnung von Studien- und
Prifungsleistungen. Die Prifungsausschisse kdnnen die Erledigung ihrer Aufgaben auf die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden Ubertragen, soweit die Aufgaben nicht bereits durch diese Ordnung
oder die FPO-M der oder dem Vorsitzenden zugewiesen sind; dies gilt nicht fir Entscheidungen
Uber Widerspruche.

Die FPO-M kann eine Berichtspflicht des Prifungsausschusses an die beteiligten Fakultaten vor-
sehen.

Sofern fir Teilstudiengénge ein Allgemeiner Prifungsausschuss und Fachliche Prufungsaus-
schiisse gebildet werden, sind die Fachlichen Prifungsausschisse zustandig fur folgende fach-
spezifische Aufgaben:

1. Entscheidung zu Fragen von Zugang und Einstufung,

2. Entscheidung tber Gleichwertigkeit und Anerkennung von Studienabschliissen und die An-
rechnung von Studienzeiten sowie Studien- und Prifungsleistungen,

3. Bestellung von Priferinnen und Priifern nach § 9 Absatz 2,



4. Vorschlag der Gutachterinnen und Gutachter fur die Masterarbeit, wenn der Prifling keinen
Vorschlag gemélR § 14 Absatz 7 abgegeben hat,

5. Zulassung weiterer Sprachen gemaf § 14 Absatz 6 und
6. Widerspriche gegen von ihnen getroffene Entscheidungen.

Die Fachlichen Prifungsausschiisse kdnnen die Erledigung ihrer Aufgaben auf die Vorsitzende
oder den Vorsitzenden Ubertragen, soweit die Aufgaben nicht bereits durch diese Ordnung oder
die FPO-M der oder dem Vorsitzenden zugewiesen sind; dies gilt nicht fir Entscheidungen Uber
Widerspriche.

(10) Die Sitzungen der Prufungsausschiisse werden von der oder dem jeweiligen Vorsitzenden einbe-
rufen. Die Sitzungen der Prufungsausschisse sind nicht éffentlich. Die Mitglieder der Prifungsaus-
schusse und deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter unterliegen der Amtsverschwiegenheit.
Sofern sie nicht im 6ffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzen-
den des jeweiligen Prufungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(11) Der Prufungsausschuss ist beschlussfahig, wenn die Anzahl der anwesenden Mitglieder nach Ab-
satz 2 Buchstabe a) mindestens der Anzahl der anwesenden Mitglieder nach Absatz 2 Buchstaben
b) und c) entspricht und insgesamt die Halfte seiner stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind.

(12) Prifungsausschisse beschlieRen mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme
der oder des Vorsitzenden den Ausschlag.

(13) Bei der Beurteilung und Anerkennung von Studienabschlissen, der Beurteilung, Anerkennung
oder Anrechnung von Studien- und Prifungsleistungen und der Festlegung von Prifungsaufgaben
haben die Mitglieder des Prifungsausschusses aus der Gruppe der Studierenden nur beratende
Stimme.

(14) Prufungsausschisse sind fur ihren Bereich Behdrden im Sinne des Verwaltungsverfahrensrechts.

89
Priiferinnen und Prifer

(1) Zur Abnahme von Hochschulprifungen sind geman § 65 Absatz 1 HG die an der Hochschule Leh-
renden und, soweit dies zur Erreichung des Prifungszwecks erforderlich oder sachgerecht ist, die
in der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrenen Personen befugt. Prifungsleistungen durfen
nur von Personen bewertet werden, die selbst mindestens die durch die Prifung festzustellende
oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. Die Priferinnen und Prifer sind in ihrer Prifungsté-
tigkeit unabhangig von Weisungen.

(2) Sofern die FPO-M keine abweichende Regelung enthalt, sind die nach Absatz 1 befugten und in
der jeweiligen Lehrveranstaltung bzw. dem Modul verantwortlich Lehrenden zur Priferin oder zum
Prifer bestellt. Abweichend hiervon kann die oder der Vorsitzende des zustandigen Prufungsaus-
schusses auch andere prufungsbefugte Personen i.S.d. Absatzes 1 zur Priiferin oder zum Prifer
bestellen. Die oder der Vorsitzende des zustandigen Priifungsausschusses benennt au3erdem in
den nach dieser Priifungsordnung oder den Regelungen der FPO-M vorgesehenen Féllen die
Zweitpriferin oder den Zweitprifer und die Drittpruferin oder den Drittpriifer.

(3) Die FPO-M kann Einschrankungen hinsichtlich der Prifungsberechtigung vorsehen.

§10
Studienleistungen

(1) Module kdnnen vorsehen, dass im Rahmen von Lehrveranstaltungen Studienleistungen zu erbrin-
gen sind. Studienleistungen sind alle Formen des Lernens, der Prasentation von Lerninhalten und
der nicht modulnotenrelevanten Uberpriifung von Wissen und Kompetenzen, deren Erbringung fiir
den Abschluss eines Moduls notwendig ist. Sie dienen insbesondere der studentischen Selbstkon-
trolle des Studienerfolgs, dem Eintiben von Praktiken des forsche nden Lernens, der Erprobung
verschiedener Text- und Vortragsformate, der selbststédndigen Vertiefung von in Seminaren erwor-
benen Wissensbestanden und Kompetenzen, ggf. der Erstellung von Materialien fur die weitere
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Seminardiskussion, ggf. der Vorbereitung auf die Prifungsleistung sowie ggf. der individuellen Pro-
filbildung innerhalb eines Moduls.

Studienleistungen kénnen in sehr unterschiedlichen Formen erbracht werden. Als Erbringungsform
fur eine Studienleistung kommt insbesondere in Betracht:

1. schriftlicher Test,
Kurzreferat,

kurze schriftliche Leistung,
mundlicher Test,

Arbeitsproben und Portfolios oder

o gk w DN

eine Kombination der in dieser Ordnung und der FPO-M aufgefiihrten Erbringungsformen.

Die FPO-M kann daruber hinaus weitere Erbringungsformen fur Studienleistungen vorsehen. Fir
schriftliche Tests in elektronischer Form gelten § 11 Abséatze 8 und 9 entsprechend.

Form und Umfang der zu erbringenden Studienleistung sind in den MBS zu benennen. Sofern
mehrere mdgliche Erbringungsformen vorgesehen sind, geben die jeweiligen Lehrenden spétes-
tens vier Wochen nach Beginn der Lehrveranstaltung Form und Umfang der Studienleistung in
geeigneter Form bekannt.

Sofern eine erfolgreich erbrachte Studienleistung Voraussetzung fur die Zulassung zu einer Pri-
fung ist, ist dies in der FPO-M zu regein.

Nicht bestandene Studienleistungen sind unbeschrankt wiederholbar. Studienleistungen kénnen
benotet oder unbenotet sein. Sofern sie benotet sind, gehen die Noten nicht in die jeweilige Modul-
note ein.

Studienleistungen miissen angemeldet werden, in der Regel Giber das Campusmanagement-Sys-
tem. Ausnahmen werden vom zustandigen Prifungsausschuss festgelegt und bekannt gegeben.
Die Anmeldung zur Erbringung von Studienleistungen muss innerhalb einer vorgesehenen Frist
erfolgen. Zu jeder Studienleistung ist eine gesonderte Anmeldung erforderlich. Die Studierenden
sind verpflichtet, sich tber alle Termine und Fristen hinsichtlich der Studienleistungen zu informie-
ren (z.B. Prifungsamt, Campusmanagement-System).

Die Bewertungen von Studienleistungen sollen spatestens sechs Wochen nach dem Erbringungs-
termin bzw. dem vorgegebenen Abgabetermin mitgeteilt werden, sofern die FPO-M keine abwei-
chende Frist enthalt.

§11
Prufungsleistungen

Module schlieBen in der Regel mit einer Prifungsleistung ab, die sich an den fur das Modul defi-
nierten Qualifikationszielen orientiert. Prifungsleistungen werden benotet. Die Noten flieBen in die
Abschlussnote ein. Absatz 3 bleibt unberiihrt. Die Noten sind Verwaltungsakte im Sinne des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes.

Prufungsleistungen kdnnen auch aus mehreren Priifungselementen bestehen, aus denen sich eine
Gesamtprufungsleistung ergibt. Die einzelnen Prifungselemente sind einschliel3lich der Gewich-
tung in der MBS aufzufuhren.

Abweichend von Absatz 1 kann die FPO-M vorsehen, dass in Modulen, die nach dem Studienver-
laufsplan in den ersten beiden Semestern vorgesehen sind, Prifungsleistungen nicht benotet wer-
den oder dass ihre Benotung nicht in die Abschlussnote einfliel3t (Orientierungsmodule). Orientie-
rungsmodule mussen in der FPO-M als solche gekennzeichnet werden.

Prufungsleistungen missen angemeldet werden, in der Regel Giber das Campusmanagement-Sys-
tem. Ausnahmen werden vom zustandigen Prifungsausschuss festgelegt und bekannt gegeben.
Die Anmeldung zur Erbringung von Priufungsleistungen muss innerhalb der vorgesehenen Frist
erfolgen. Zu jeder Prifungsleistung ist eine gesonderte Anmeldung erforderlich. Die Studierenden
sind verpflichtet, sich tber alle Termine und Fristen hinsichtlich der Prifungsleistungen zu infor-
mieren (z.B. Prifungsamt, Campusmanagement-System). Priflinge kénnen sich bis eine Woche
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vor dem Beginn der Prifung Uber das Campusmanagement-System bzw. den zustéandigen Pri-
fungsausschuss wieder abmelden. Bei Prifungsterminen, die nicht Gber das Campusmanage-
ment-System oder den Prifungsausschuss organisiert und bekannt gegeben, sondern individuell
mit der Pruferin oder dem Prifer vereinbart wurden, kann der Ricktritt jederzeit vor Beginn der
Prufung oder dem vereinbarten Abgabetermin erfolgen, sofern die FPO-M keine abweichende Re-
gelung enthalt.

Zu einer Prifung kann nur zugelassen werden, wer

1. an der Universitat Siegen gemal § 48 HG in einem oder mehreren Studiengangen einge-
schrieben oder gemal § 52 HG als Zweithdrerin oder Zweithdrer zugelassen ist und

2. die gdf. in der FPO-M enthaltenen Voraussetzungen fur die Zulassung zur Priifung erbracht
hat.

Die Zulassung erfolgt in der Regel durch die Prifungsanmeldung tiber das Campusmanagement-
System. Ausnahmen werden vom zustandigen Priifungsausschuss bekannt gegeben. Uber die
Zulassung entscheidet in Zweifelsfallen der zustéandige Prufungsausschuss. Die Zulassung ist zu
versagen, wenn die in Satz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfillt sind.

Als Prufungsform fir eine Prifungsleistung kommt insbesondere in Betracht:

1. Klausur (auch elektronische Form der Leistungsfeststellung (vgl. Absatz 8) und Klausur im
Antwort-Wahl-Verfahren (vgl. Absatz 9)) im Umfang von 45 Minuten bis maximal vier Stunden,

2. mindliche Priifung im Umfang von 15 Minuten bis 60 Minuten je Prifling,
3. Hausarbeit oder
4. eine Kombination der in dieser Ordnung und der FPO-M aufgefiihrten Prifungsformen.

Die FPO-M kann darlber hinaus weitere Prifungsformen vorsehen. In diesem Fall soll der Umfang
der Prifungsleistung in der FPO-M geregelt werden.

Form und Umfang der jeweils zu erbringenden Prifungsleistung werden in der MBS festgelegt.
Sofern einer Prifungsleistung mehrere mdgliche Erbringungsformen zugeordnet sind, geben die
jeweiligen Lehrenden spétestens vier Wochen nach Beginn der Lehrveranstaltung Form und Um-
fang der Prifungsleistung in geeigneter Form bekannt.

Prifungen kdnnen ganz oder teilweise in elektronisch gestiitzter Form erstellt, durchgefiihrt und
bewertet werden (e-Klausur). Elektronisch gestitzte Prifungen kénnen insbesondere die Bearbei-
tung von Freitextaufgaben, von Liickentexten oder Zuordnungsaufgaben vorsehen. Die e-Klausur
ist in Anwesenheit einer Aufsicht durchzufiihren. Wird eine Priifung als e-Klausur durchgefihrt, ist
far den Zeitraum bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist sicherzustellen, dass die elektronischen
Daten eindeutig identifiziert sowie unverwechselbar und dauerhaft dem Prifling zugeordnet wer-
den kénnen. Fur die Aufbewahrung der elektronischen Daten gelten dieselben Aufbewahrungsfris-
ten wie fur andere Prifungsleistungen.

Eine Prufung kann im Antwort-Wahl-Verfahren (Multiple-Choice) erbracht werden, wenn die Prife-
rin oder der Prifer die Prifung selbst gestellt hat. Nehmen an der Prifung auch Studierende teil,
die bei Nichtbestehen der Prifung keine Wiederholungs- oder Ausgleichsmoglichkeit mehr haben
(vgl. 8 12 Absatz 6), soll die Priifung von zwei prifungsberechtigten Personen gemeinsam erarbei-
tet werden. Wurde die Prufung nicht von zwei prifungsberechtigten Personen gemeinsam erarbei-
tet, hat die Zweitpriferin oder der Zweitprifer bei der Bewertung einen eigenen Bewertungsspiel-
raum. Sie oder er ist nicht an ein bestehendes Bewertungsschema gebunden.

(10) Mindliche Prufungsleistungen sind von mehreren Priferinnen und Prifern oder von einer Priferin

oder einem Prifer in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder eines sachkundigen Beisit-
zers abzunehmen. Die FPO-M kann Regelungen hinsichtlich der Qualifikation der Beisitzerin oder
des Beisitzers vorsehen. Uber die mindliche Prufung ist ein Protokoll zu erstellen, welches von
allen Pruferinnen und Prifern und ggf. der sachkundigen Beisitzerin oder dem sachkundigen Bei-
sitzer zu unterzeichnen ist.

(11) studierenden des gleichen Studiengangs soll bei mindlichen Priifungen die Teilnahme als Zuho-

rerinnen und Zuhorer ermoglicht werden, sofern nicht ein Prifling widerspricht. Die Teilnahme er-
streckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prifungsergebnisses an die Priflinge.
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(12) Prufungsleistungen kdénnen in geeigneten Fallen nach MalRgabe der Priferin oder des Prifers als
Gruppenarbeit oder als mindliche Gruppenprifung durchgefuhrt werden, wenn der individuelle
Beitrag jedes einzelnen Priiflings klar erkennbar, eindeutig abgrenzbar und bewertbar ist.

(13) Prufungen sind in der Regel in der Sprache der Lehrveranstaltung abzulegen. Abweichungen sind
von den jeweiligen Lehrenden spatestens vier Wochen nach Beginn der Veranstaltung bekanntzu-
geben.

(14) Nicht bestandene Prifungsleistungen sind beschrankt wiederholbar (vgl. 8 12). In besonders be-
grindeten Fallen kann die FPO-M Abweichungen vorsehen. Satze 1 und 2 gelten nicht fir Pri-
fungsleistungen in Orientierungsmodulen.

(15) Die Bewertungen von Priifungsleistungen sollen spatestens sechs Wochen nach dem Erbringungs-
termin bzw. dem vorgegebenen Abgabetermin mitgeteilt werden, sofern die FPO-M keine abwei-
chende Frist enthélt.

§12
Wiederholung von Studien- und Priifungsleistungen

(1) Bestandene Studien- und Prifungsleistungen kdnnen nicht wiederholt werden. Abweichend von
Satz 1 kann die FPO-M die Mdglichkeit von Wiederholungspriifungen zur Notenverbesserung vor-
sehen.

(2) Studien- und Prifungsleistungen sind bestanden, wenn sie, sofern sie benotet worden sind, mit
»~ausreichend” oder besser bewertet worden sind bzw., sofern sie nicht benotet worden sind (Pri-
fungsleistungen in Orientierungsmodulen und Studienleistungen), mit ,bestanden“ bewertet wor-
den sind. Besteht eine Prifungsleistung aus mehreren Prifungselementen, ist die Prifungsleistung
bestanden, wenn die Gesamtprifungsleistung nach Abschluss aller Prifungselemente bestanden
ist (vgl. 8 21 Absatz 7).

(3) Studien- und Prifungsleistungen sind nicht bestanden, wenn sie, sofern sie benotet worden sind,
mit ;,mangelhaft* oder, sofern sie nicht benotet worden sind (Prifungsleistungen in Orientierungs-
modulen und Studienleistungen), mit ,nicht bestanden® bewertet worden sind. Besteht eine Pri-
fungsleistung aus mehreren Prifungselementen, ist die Prifungsleistung nicht bestanden, wenn
die Gesamtpriifungsleistung nicht bestanden ist (vgl. 8§ 21 Absatz 8). In diesem Fall missen alle
Prufungselemente der Prifungsleistung wiederholt werden.

(4) Bei nicht bestandenen Prifungsleistungen kann die FPO-M die Mdéglichkeit einer mindlichen Er-
ganzungsprifung vorsehen.

(5) Prifungsleistungen kdnnen, wenn sie nicht bestanden sind oder als nicht bestanden gelten, in der
Regel zweimal wiederholt werden. In besonders begriindeten Féllen kann die FPO-M Abweichun-
gen vorsehen. Nicht bestandene Studienleistungen sind unbeschréankt wiederholbar. Die FPO-M
kann Fristen und Termine fiur die Wiederholung von Prifungsleistungen vorsehen. Zwischen der
Bekanntgabe des Ergebnisses des ersten Versuchs und dem Wiederholungsversuch miissen min-
destens zwei Wochen liegen. Auf Antrag der oder des Studierenden kann diese Frist verkirzt wer-
den. Die FPO-M kann vorsehen, dass die Wiederholungsleistungen in einer anderen Form erbracht
werden kdnnen als die ursprungliche Leistung.

(6) Wiederholungsprifungen, bei deren endgiltigem Nichtbestehen keine Ausgleichsmdglichkeit vor-
gesehen ist, sind von mindestens zwei Priferinnen und Prifern zu bewerten.

(7) Ist eine Prifungsleistung endgultig nicht bestanden oder gilt sie als endgultig nicht bestanden, er-
teilt die oder der Vorsitzende des zustandigen Prifungsausschusses dem Prifling hiertiber einen
schriftlichen Bescheid. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(8) Handelt es sich bei einem endgdiltig nicht bestandenen Modul um ein Wabhlpflichtmodul, regelt die
FPO-M, in welchem Umfang die oder der Studierende noch alternative Module absolvieren kann.
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§13
Voraussetzungen und Zulassung zur Masterarbeit

Zur Masterarbeit wird zugelassen, wer an der Universitat Siegen fur den entsprechenden Studien-
gang eingeschrieben oder nach 8 52 Absatz 2 HG als Zweithérerin oder Zweithérer zugelassen ist.
Die FPO-M kann studiengangspezifische Zulassungsvoraussetzungen vorsehen.

Der Antrag auf Zulassung zur Masterarbeit ist nach Mal3gabe der FPO-M schriftlich oder elektro-
nisch beim zustandigen Prifungsausschuss zu stellen. Dem Antrag sind Nachweise tber das Vor-
liegen der in Absatz 1 und ggf. in der FPO-M genannten Zulassungsvoraussetzungen beizufiigen.
Die FPO-M kann vorsehen, dass dem Antrag weitere Unterlagen beizufiigen sind.

Die Zulassung zur Masterarbeit wird durch einen schriftlichen Bescheid oder elektronisch tiber das
Campusmanagement-System bekannt gegeben.

8§14
Masterarbeit

Die Masterarbeit soll zeigen, dass der Prifling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist
ein Problem selbststandig mit wissenschaftlichen oder kunstlerisch-praktischen Methoden zu be-
arbeiten und die Ergebnisse sachgerecht darzustellen.

Die Anzahl an Leistungspunkten fur die Masterarbeit und die Bearbeitungszeit werden in der FPO-
M geregelt. Fir die Masterarbeit kénnen 15 bis 30 Leistungspunkte vergeben werden. In Kombi-
nationsstudiengdngen kann die oder der Studierende den Teilstudiengang wéhlen, in dem sie oder
er die Masterarbeit anfertigt, sofern die betreffenden FPO-Ms keine abweichenden Regelungen
enthalten. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Arbeit sind so zu begrenzen, dass die Bear-
beitungsfrist eingehalten werden kann. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb einer in der
FPO-M festgelegten Frist nach Beginn der Bearbeitungszeit zuriickgegeben werden. In diesem
Fall wird ein neues Thema gestellt. Die bereits verstrichene Bearbeitungszeit wird nicht auf die
neue Bearbeitungszeit angerechnet. Die FPO-M kann eine muindliche Prufung oder ein Kolloquium
erganzend zur Masterarbeit vorsehen, deren bzw. dessen Ergebnis mit in die Bewertung der Mas-
terarbeit einflieBen kann.

Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann die Frist zur Abgabe der Masterarbeit maximal um die
Halfte der nach der FPO-M vorgesehenen Bearbeitungszeit verlangert werden. In den Féllen der
88 19 und 20 kann der Prufungsausschuss die Frist zur Abgabe der Masterarbeit hochstens ins-
gesamt auf das doppelte der urspriinglich vorgesehenen Bearbeitungszeit verlangern. Die Zeit
nach Satz 1 wird angerechnet. Der Nachweis ist gegentber dem zustandigen Prifungsausschuss
in der Regel bis spatestens eine Woche vor Ablaufen der Bearbeitungsfrist zu erbringen. Eine Er-
krankung ist unverziglich durch eine arztliche Bescheinigung nachzuweisen. Die Mdglichkeit des
Rucktritts gemaf § 18 Absatz 1 bleibt unberihrt.

Die oder der Vorsitzende des zustandigen Priifungsausschusses bestimmt die Erstgutachterin
oder den Erstgutachter und die Zweitgutachterin oder den Zweitgutachter und ggf. auch die Dritt-
gutachterin oder den Drittgutachter.

Erst-, Zweit- und Drittgutachterinnen und Erst-, Zweit- und Drittgutachter missen prifungsbefugt
im Sinne von § 9 Absatz 1 sein. Die FPO-M kann bestimmen, dass weitere Voraussetzungen erfullt
sein missen, um als Erst, Zweit- und Drittgutachterin oder als Erst-, Zweit- und Drittgutachter be-
stimmt zu werden.

In der Regel wird die Masterarbeit in deutscher oder englischer Sprache abgefasst. Die FPO-M
kann vorsehen, dass die Masterarbeit in einer anderen Sprache zu erbringen ist. Der zustandige
Prufungsausschuss kann dartiber hinaus auf Antrag und in Absprache mit der Erstgutachterin oder
dem Erstgutachter weitere Sprachen zulassen.

Die FPO-M kann fir die Masterarbeit erganzende Regelungen zum Prifungsverfahren und zur
formalen und inhaltlichen Gestaltung vorsehen. Hierzu gehoren insbesondere

1. ein Vorschlagsrecht des Priiflings fir die Gutachterinnen und Gutachter der Masterarbeit,

2. das Verfahren zur Vergabe des Themas und der Sprache der Masterarbeit,
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3. die formalen Anforderungen fir die Anfertigung der Masterarbeit,
4. die Sicherstellung der individuellen Urheberschaft der Masterarbeit und

5. der Rucktritt von der Masterarbeit vor Beginn der Bearbeitungszeit.

§15
Annahme und Bewertung der Masterarbeit

Die Masterarbeit ist fristgemanR in der nach der FPO-M vorgegebenen Form und Anzahl beim zu-
stéandigen Priufungsausschuss oder einer von ihm benannten Stelle abzuliefern. Der Abgabezeit-
punkt ist aktenkundig zu machen. Bei Zustellung der Arbeit durch die Post ist der Zeitpunkt der
Einlieferung bei der Post (Poststempel) mafl3gebend. Wird die Arbeit nicht fristgemal abgeliefert,
gilt sie als mit ,mangelhaft* bewertet.

Die Masterarbeit wird von einer Erstgutachterin oder einem Erstgutachter und einer Zweitgutach-
terin oder einem Zweitgutachter begutachtet (vgl. § 14 Absatz 4) und nach Mal3gabe des § 21
bewertet. Die FPO-M kann Regelungen zur Ausgestaltung der Gutachten bzw. Bewertungen vor-
sehen.

Die Gutachten bzw. Bewertungen sollen spatestens acht Wochen nach Erhalt der Arbeit an die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des zustéandigen Prifungsausschusses zuriickgegeben wer-
den. Bei nicht Ubereinstimmender Beurteilung wird die Note der Masterarbeit aus dem arithmeti-
schen Mittel der beiden Beurteilungen gebildet (vgl. 8 21 Absatz 2). Die Note der Masterarbeit ist
ein Verwaltungsakt im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes und wird dem Prifling spates-
tens zehn Wochen nach Abgabe der Arbeit schriftlich oder elektronisch Uber das Campusmanage-
ment-System bekanntgegeben.

§16
Wiederholung der Masterarbeit
Bei mangelhafter Leistung kann die Masterarbeit einmal wiederholt werden.

Ist die Masterarbeit nicht oder endgtiltig nicht bestanden oder gilt sie als nicht oder endgtiltig nicht
bestanden, erteilt die oder der Vorsitzende des zustandigen Prufungsausschusses dem Prifling
hierliber einen schriftlichen Bescheid. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu ver-
sehen.

§17
Anerkennung von Leistungen

Studien- und Prifungsleistungen, die in Studiengangen an anderen staatlichen oder staatlich an-
erkannten Hochschulen, an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien oder in Stu-
diengangen an auslandischen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen erbracht wor-
den sind, werden auf Antrag anerkannt, sofern hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen kein we-
sentlicher Unterschied zu den Leistungen besteht, die ersetzt werden sollen.

Uber die Anerkennung nach den Absétzen 1 bis 7 entscheidet der zustandige Priifungsausschuss.
Es obliegt der antragstellenden Person, die erforderlichen Informationen Uber die anzuerkennende
Leistung bereitzustellen. Die Beweislast daflr, dass ein Antrag im Sinne des Absatzes 1 die Vo-
raussetzungen fur die Anerkennung nicht erfillt, liegt beim zustandigen Prifungsausschuss. Die-
ser hort im Zweifelsfall die zustandigen Fachvertreterinnen und Fachvertreter an. Sofern gemar
der Lissabon-Konvention wesentliche Unterschiede festgestellt und nachgewiesen werden, ist die
Entscheidung der Nichtanerkennung schriftlich zu begriinden.

Entscheidungen lber Antrage im Sinne des Absatzes 1 werden innerhalb einer Frist von zwei Mo-
naten getroffen.

Auf der Grundlage der Anerkennung nach Absatz 1 kann und auf Antrag der oder des Studierenden
muss in ein nach Satzen 2 und 3 berechnetes Fachsemester eingestuft werden. Das Fachsemes-
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ter, in das die Einstufung erfolgt, ergibt sich aus dem Umfang der durch die Anerkennung erwor-
benen Leistungspunkte im Verhaltnis zu dem Gesamtumfang der in dem jeweiligen Studiengang
insgesamt erwerbbaren Leistungspunkte, multipliziert mit der Regelstudienzeit des Studiengangs
in Semestern. Ist die Nachkommastelle kleiner als finf, wird auf ganze Semester abgerundet, an-
sonsten wird aufgerundet, wobei mindestens in das 1. Fachsemester eingestuft wird.

Soweit Vereinbarungen und Abkommen der Bundesrepublik Deutschland mit anderen Staaten
tiber Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich (Aquivalenzabkommen) Studierende auslandischer
Staaten abweichend von Absatz 1 begiinstigen, gehen die Regelungen der Aquivalenzabkommen
Vvor.

Auf Antrag kénnen sonstige Kenntnisse und Qualifikationen auf der Grundlage vorgelegter Unter-
lagen anerkannt werden, wenn diese Kenntnisse und Qualifikationen den Studien- und Prufungs-
leistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind.

Werden Prufungsleistungen angerechnet, sind die Noten — soweit die Notensysteme vergleichbar
sind — zu ubernehmen und in die Berechnung der Abschlussnote einzubeziehen. Ist keine Note
vorhanden oder sind die Notensysteme nicht vergleichbar, bestehen aber Anhaltspunkte fiir eine
erzielte Note, wird unter Zugrundelegung der Bewertungsstufen nach § 21 Absatz 1 eine Note
festgesetzt und nach Satz 1 verfahren. Bestehen keine Anhaltspunkte, wird — soweit zutreffend —
der Vermerk ,bestanden” aufgenommen. Die Anrechnung wird im Transcript of Records gekenn-
zeichnet.

§18
Versaumnis, Rucktritt, TAuschung

Eine Studien- oder Prifungsleistung gilt als mit ,mangelhaft* bewertet oder als nicht bestanden,
wenn der Prifling einen Prufungstermin oder einen festgesetzten Termin fur die Erbringung ohne
wichtigen Grund versaumt oder wenn er nach Beginn der Erbringung der Studien- oder Prifungs-
leistung ohne wichtigen Grund zuriicktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Studien- oder Pri-
fungsleistung nicht innerhalb der vorgesehenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

Als wichtiger Grund kommen insbesondere in Betracht: krankheitsbedingte Prifungsunfahigkeit,
Inanspruchnahme von Schutzzeiten nach den 8§ 3, 4, 6 und 8 des Mutterschutzgesetzes und von
Fristen des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes (vgl. 8 19 Absétze 1 und 2) oder in dringen-
den Fallen die Pflege des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen
Lebenspartners, eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwagerten, wenn
diese oder dieser pflege- oder versorgungsbediirftig ist (vgl. § 19 Absatz 3). Soweit die Einhaltung
von Fristen, die Grinde fur das Versdumnis von Studien- oder Prifungsleistungen und die Einhal-
tung von Bearbeitungszeiten fur die Masterarbeit oder einer Studien- oder Priifungsleistung betrof-
fen sind, steht einer Krankheit des Priiflings die Krankheit eines von ihm Uberwiegend allein zu
versorgenden Kindes gleich.

Der fUr den Ricktritt oder das Versaumnis geltend gemachte wichtige Grund muss dem zustandi-
gen Prifungsausschuss unverziglich, in der Regel spatestens innerhalb von drei Werktagen (Ein-
gang im Prifungsamt oder Poststempel) schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei
Krankheit des Priflings ist eine &rztliche Bescheinigung tUber das Bestehen der Prufungsunfahig-
keit vorzulegen. Wird die Bescheinigung anerkannt, so wird dies dem Prifling mitgeteilt. Erkennt
der Priffungsausschuss die Bescheinigung nicht an, wird die Studien- oder Prifungsleistung mit
.mangelhaft‘ bewertet.

Wird eine Abgabefrist aus wichtigem Grund nicht eingehalten, kann auf Antrag der zustandige Pru-
fungsausschuss die Abgabefrist insgesamt maximal um die Halfte der urspriinglich vorgesehenen
Bearbeitungszeit verlangern. In den Fallen der §8 19 und 20 kann der Prufungsausschuss die Ab-
gabefrist hochstens insgesamt auf das doppelte der urspriinglich vorgesehenen Bearbeitungszeit
verlangern. Die Méglichkeit des Riicktritts gemaf Absatz 1 bleibt davon unberihrt.

Versucht der Prifling das Ergebnis seiner Studien- oder Priifungsleistung durch Tauschung, z.B.
die Benutzung bzw. das Mitfihren nicht zugelassener Hilfsmittel oder die Einreichung eines Plagi-
ats, zu beeinflussen, gilt die betreffende Studien- oder Prifungsleistung als mit ,mangelhaft‘ be-
wertet. Die tatséchliche Feststellung des Sachverhalts wird bei mindlichen Studien- oder Prifungs-
leistungen von der jeweiligen Priferin oder Beisitzerin oder dem jeweiligen Priufer oder Beisitzer,
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bei schriftlichen Studien- oder Prifungsleistungen von der jeweiligen Priferin oder Aufsichtfihren-
den oder dem jeweiligen Prifer oder Aufsichtsfiihrenden getroffen und aktenkundig gemacht, bei
der Masterarbeit erfolgt dies durch die Gutachterinnen und Gutachter. Die Entscheidung, ob eine
Tauschung vorliegt, trifft der zustandige Prifungsausschuss nach vorheriger Anhérung der Be-
troffenen.

Versucht der Priifling das Ergebnis seiner Studien- oder Priifungsleistung durch Einwirken auf Pri-
fungsorgane oder auf von diesen mit der Wahrnehmung von Prifungsangelegenheiten beauftragte
Personen zu beeinflussen, kann die Studien- oder Priifungsleistung mit ,mangelhaft* bewertet wer-
den.

Im Falle eines mehrfachen oder sonstigen schwerwiegenden Tauschungsversuchs kann der Prif-
ling zudem exmatrikuliert werden.

Ein Prufling, der den ordnungsgeméafien Ablauf der Prufung stért, kann von der jeweiligen Priferin
oder dem jeweiligen Prufer oder Aufsichtfihrenden in der Regel nach Abmahnung von der Fortset-
zung der Studien- oder Priufungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betref-
fende Studien- oder Priifungsleistung als mit ,mangelhaft* bewertet. Vor der Entscheidung ist den
Betroffenen Gelegenheit zur AuRerung zu geben. Die Anhérung und die Grinde fur den Aus-
schluss sind aktenkundig zu machen. Wird der Prifling von der Erbringung einer Studien- oder
Prifungsleistung ausgeschlossen, kann er verlangen, dass diese Entscheidung von dem zustan-
digen Prifungsausschuss uberprift wird.

Belastende Entscheidungen sind den Betroffenen vom zusténdigen Prifungsausschuss unverziig-
lich schriftlich mitzuteilen und zu begrinden.

§19
Familienregelung, Schutzvorschriften, Ausfallzeiten

Auf Antrag einer Kandidatin sind die Mutterschutzfristen, wie sie im jeweils geltenden Mutterschutz-
gesetz festgelegt sind, entsprechend zu berlicksichtigen. Die Mutterschutzfristen unterbrechen
jede Frist dieser Prifungsordnung und der FPO-M; die Dauer des Mutterschutzes wird nicht in die
Frist eingerechnet.

Ebenso sind die Fristen der Elternzeit nach Maf3gabe des jeweils geltenden Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetzes auf Antrag zu bertcksichtigen. Der Prifling muss bis spatestens vier Wochen
vor dem Zeitpunkt, von dem ab er die Elternzeit antreten will, dem zustandigen Prifungsausschuss
mitteilen, fir welchen Zeitraum oder fur welche Zeitrdume er eine Elternzeit in Anspruch nehmen
will.

Auf Antrag zu beriicksichtigen sind au3erdem Ausfallzeiten aufgrund der Pflege oder Versorgung
von Ehegatten, eingetragenen Lebenspartnern, in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades
Verschwagerten, wenn diese pflege- oder versorgungsbedurftig sind. Der Antrag ist unverziglich
nach Eintreten der Voraussetzungen zu stellen.

Den Antragen sind die zur Prufung erforderlichen Nachweise beizulegen.

§20

Nachteilsausgleich fur behinderte und chronisch kranke Studierende

Macht ein Prifling durch geeigneten Nachweis glaubhaft, dass er wegen einer chronischen Krankheit
oder einer Behinderung im Sinne von § 2 Absatz 1 SGB IX nicht in der Lage ist, seine vorhandenen
intellektuellen Fahigkeiten im Rahmen der Leistungserbringung umzusetzen und daher Studien- oder
Prufungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form innerhalb der vorgegebenen Fristen
nicht ablegen kann, gestattet der zustandige Prufungsausschuss die Verlangerung der Bearbeitungszeit
fur Studien- oder Prifungsleistungen bzw. der Fristen fiir das Ablegen von Studien- oder Prufungsleis-
tungen oder das Ablegen gleichwertiger Studien- oder Priifungsleistungen in einer bedarfsgerechten
Form.
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§21
Bewertung, Bildung der Noten

Die Noten der Prifungsleistungen und der benoteten Studienleistungen werden von den jeweiligen
Pruferinnen und Prifern bzw. Lehrenden festgesetzt und tGiber das Campusmanagement-System
bekannt gegeben. Fir die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden:

1 = sehrgut = eine ausgezeichnete Leistung;
2 = gut = eine Leistung, die erheblich tber den durchschnittlichen Anforderungen
liegt;

3 = befriedigend eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht;

4 = ausreichend eine Leistung, die trotz ihrer Mangel noch den Anforderungen genigt;

5 = mangelhaft eine Leistung, die wegen erheblicher Mangel den Anforderungen nicht

mehr genugt.

Durch Erniedrigen oder Erhéhen der einzelnen Noten um 0,3 kdnnen zur differenzierten Bewertung
Zwischenwerte gebildet werden. Die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. Ab-
weichend von Satz 4 kann die FPO-M vorsehen, dass die Zwischenwerte 4,3 und 4,7 gebildet
werden kdnnen. Satze 2 bis 5 gelten auch fur die Masterarbeit.

Bei nicht Ubereinstimmender Bewertung durch insgesamt zwei Gutachterinnen und Gutachter bzw.
Pruferinnen und Prufer wird die Note der Masterarbeit oder der Priifungsleistung aus dem arithme-
tischen Mittel der beiden Beurteilungen gebildet. Lautet eine der beiden unterschiedlichen Bewer-
tungen ,mangelhaft* oder liegen die beiden Bewertungen um mehr als zwei volle Noten auseinan-
der, wird die Leistung durch eine dritte Gutachterin oder einen dritten Gutachter bzw. durch eine
dritte Pruferin oder einen dritten Priifer bewertet. In diesem Fall wird, sofern die FPO-M nichts
anderes vorsieht, die Note aus dem arithmetischen Mittel der drei vergebenen Noten gebildet. Die
aus dem arithmetischen Mittel gebildete Note muss mindestens die Note ,ausreichend” ergeben.
Ansonsten ist die Masterarbeit oder die Prifungsleistung nicht bestanden. Fir die Ausweisung der
Masterarbeit auf dem Zeugnis gilt Absatz 6 entsprechend.

Soweit eine Note fir eine Gesamtprifungsleistung (vgl. 8 11 Absatz 2) aus verschiedenen Noten
gebildet wird, errechnet sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Noten der einzelnen Prii-
fungselemente entsprechend der in der MBS angegebenen Gewichtung.

Soweit die FPO-M keine abweichende Regelung enthélt, errechnet sich die Abschlussnote fiir den
Masterstudiengang aus dem arithmetischen Mittel der einzelnen Noten, die nach den dem jeweili-
gen Modul zu Grunde liegenden Leistungspunkten gewichtet sind. Bei Kombinationsstudiengén-
gen gilt Satz 1 entsprechend fir die Bildung einer Fachnote flr einen Teilstudiengang.

Soweit die FPO-M keine abweichende Regelung vorsieht, werden Noten, die aus mehreren Ein-
zelnoten gebildet werden, auf die erste Nachkommastelle gerundet. Dabei wird bei der Rundung
nur die zweite Nachkommastelle berlicksichtigt; alle weiteren Nachkommastellen werden ohne
Rundung gestrichen. Die Zahl 5 wird abgerundet.

Wird eine Note gemaR Absatz 4 aus einem arithmetischen Mittel gebildet, lautet die Bewertung der
so ermittelten Note bei einem Mittel

bis 15 sehr gut;
Uber 1,5 bis 2,5 gut

Uber 2,5 bis 3,5 befriedigend;
Uber 3,5 bhis 4,0 ausreichend;
Uber 4,0 mangelhaft.

Die Masterarbeit, eine Prifungsleistung oder eine benotete Studienleistung ist bestanden, wenn
die Leistung mit ,ausreichend" oder besser benotet ist. Eine unbenotete Studienleistung ist bestan-
den, wenn sie mit ,bestanden” bewertet wurde. Besteht eine Prifungsleistung aus mehreren Pri-
fungselementen, ist die Prifungsleistung bestanden, wenn die Gesamtprufungsleistung nach Ab-
schluss aller Prifungselemente bestanden ist (vgl. § 12 Absatz 2).
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Studien- und Prifungsleistungen sind nicht bestanden, wenn sie, sofern sie benotet worden sind,
mit ,mangelhaft‘ oder, sofern sie nicht benotet worden sind (Prufungsleistungen in Orientierungs-
modulen und Studienleistungen), mit ,nicht bestanden* bewertet worden sind. Besteht eine Pri-
fungsleistung aus mehreren Priifungselementen, ist die Prifungsleistung nicht bestanden, wenn
die Gesamtprifungsleistung nicht bestanden ist (vgl. § 12 Absatz 3).

8§22
Abschluss des Studiums

Das Masterstudium hat erfolgreich abgeschlossen, wer alle nach Mal3gabe der FPO-M und ggf.
der Praktikumsordnung fur den Studiengang erforderlichen Leistungen erbracht und die in der
FPO-M vorgesehene Anzahl an Leistungspunkten fir den Studiengang erworben hat.

Ein Prifling hat das Masterstudium endgultig nicht bestanden, wenn eine fur den Abschluss des
Masterstudiums erforderliche Prufungsleistung oder die Masterarbeit endgiltig nicht bestanden ist.

Hat ein Prufling das Masterstudium nicht erfolgreich abgeschlossen, wird ihm auf Antrag ein
Transcript of Records Uber die insgesamt erbrachten Studien- und Prifungsleistungen einschlief3-
lich der erworbenen ECTS-Leistungspunkte ausgestellt.

§23
Masterzeugnis und Masterurkunde

Hat die oder der Studierende das Masterstudium erfolgreich abgeschlossen, erhélt sie bzw. er tiber
die Ergebnisse ein Zeugnis, das den Studiengang, ggf. die gewdahlten Teilstudiengdnge mit den
Fachnoten, das Thema und die Note der Masterarbeit sowie die Abschlussnote enthdlt. Das Zeug-
nis tragt das Datum des Tages, an dem die letzte Leistung erbracht worden ist. Es wird von der
oder dem Vorsitzenden des zustéandigen Prifungsausschusses unterzeichnet.

Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der oder dem Studierenden eine Masterurkunde mit dem Datum
des Zeugnisses ausgehandigt. Darin wird die Verleihung des Hochschulgrades gemaR § 3 beur-
kundet.

Die Masterurkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan der Fakultét, der der Studiengang bzw.
im Fall eines Kombinationsstudiengangs das Kernfach (1. Fach) angehort, und von der oder dem
Vorsitzenden des zustandigen Prifungsausschusses unterzeichnet.

Masterzeugnis und Masterurkunde sind mit dem Siegel der nach Absatz 3 zustéandigen Fakultét zu
versehen.

§24
Diploma Supplement und Transcript of Records

Mit dem Zeugnis Uber den Abschluss des Masterstudiums werden der Absolventin oder dem Ab-
solventen ein Diploma Supplement und ein Transcript of Records ausgehandigt.

Das Diploma Supplement enthélt insbesondere die wesentlichen, dem Abschluss zugrunde liegen-
den Studieninhalte, den Studienverlauf sowie die mit dem Abschluss erworbenen Kompetenzen.
Das Diploma Supplement wird durch Informationen tber die Hochschule und das deutsche Stu-
diensystem erganzt.

Das Transcript of Records informiert tGiber den individuellen Studienverlauf, die Fachstudiendauer,
ggf. das gewahlte fachliche Profil, alle erfolgreich abgeschlossenen Module sowie alle wahrend
des Studiums erbrachten Leistungen (inkl. der Masterarbeit) und deren Bewertungen. Insbeson-
dere enthalt es auch die einzelnen Modulnoten. Darlber hinaus wird entsprechend dem ECTS-
Leitfaden in der jeweils geltenden Fassung mit der jeweiligen Abschlussnote eine Ubersicht aus-
gewiesen, wie viel Prozent der Studierenden des jeweils zurtickliegenden Absolventenjahrgangs
innerhalb der Regelstudienzeit welche Abschlussnote erzielt haben.
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Das Diploma Supplement und das Transcript of Records werden vom der oder dem Vorsitzenden
des zustandigen Prifungsausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel der Fakultat nach § 23
Absatz 3 versehen.

§25
Einsicht in die Prifungsakten

Nach Abschluss der einzelnen Priifungen bzw. der Masterarbeit ist dem Priifling Einsicht in seine
schriftlichen Priifungsleistungen bzw. die Masterarbeit und die darauf bezogenen Gutachten sowie
in die Prufungsprotokolle zu gewéahren. Das Verfahren zur Einsichtnahme wird vom zustandigen
Prifungsausschuss festgelegt. § 29 des Verwaltungsverfahrensgesetzes fur das Land Nordrhein-
Westfalen gilt entsprechend.

Werden schriftliche Arbeiten an die Studierenden ausgehéandigt, ist damit zugleich das Recht auf
Einsichtnahme nach Absatz 1 erfillt.

§ 26
Ungultigkeit von Prifungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades

Waren die Voraussetzungen fur die Zulassung zu einer Priifung nicht erfllt, ohne dass der Prifling
hiertiber tauschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Bekanntgabe des Priifungsergebnis-
ses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prifung geheilt. Hat der Prifling die
Zulassung vorsatzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der zustandige Prifungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen Uber die
Rechtsfolgen.

Hat der Priifling bei einer Prifung getduscht und wird diese Tatsache erst nach Bekanntgabe des
Prufungsergebnisses oder nach Aushandigung des Zeugnisses bekannt, kann der zustandige Pri-
fungsausschuss nachtraglich die Noten fur diejenigen Prifungsleistungen, bei deren Erbringung
der Prifling getauscht hat, entsprechend berichtigen und die Priifung ganz oder teilweise flr nicht
bestanden erkléaren. Das unrichtige Zeugnis wird eingezogen, gegebenenfalls wird ein neues erteilt.

Die Aberkennung des Abschlussgrades kann erfolgen, wenn sich nachtraglich herausstellt, dass
er durch Tauschung erworben worden ist oder wenn wesentliche Voraussetzungen fir die Verlei-
hung irrtiimlich als gegeben angesehen worden sind. Uber die Aberkennung entscheidet der zu-
standige Prifungsausschuss.

Vor einer Entscheidung ist dem Prufling Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

Eine Entscheidung nach Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und Absatz 3 ist nach einer Frist von flnf Jahren
seit dem Zeitpunkt der Gradverleihung ausgeschlossen. Der Zeitraum zwischen Einleitung und Be-
endigung eines Verwaltungsverfahrens zur Priifung der Riicknahme der Gradverleihung wird in die
Funfjahresfrist nach Satz 1 nicht eingerechnet. Im Ubrigen gelten § 48 Abséatze 1 und 3 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen.

Besondere Regelungen Lehramt

§ 27
Mastergrad (Lehramt)

Nach erfolgreichem Abschluss des Masterstudiums fiir ein Lehramt wird von der Hochschule der Hoch-
schulgrad eines ,Master of Education“ (M.Ed.) verliehen.
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§ 28
Zugangsvoraussetzungen und Einschreibehindernisse (Lehramt)

Die Voraussetzungen fur den Zugang zu einem Masterstudiengang im Lehramt sind in der ,,Ord-
nung Uber den Zugang zu den Masterstudiengédngen im Lehramt der Universitat Siegen vom
15. Mai 2013" in der jeweils geltenden Fassung geregelt.

Die Einschreibung in einen (Teil-)Studiengang im Lehramt ist ausgeschlossen, wenn die Studien-
bewerberin oder der Studienbewerber eine nach der FPO-M erforderliche Prifung in einem (Teil-)
Studiengang mit einer erheblichen inhaltlichen Nahe zu dem (Teil-)Studiengang, in den einge-
schrieben werden soll, endgiltig nicht bestanden hat. Eine erhebliche inhaltliche Nahe besteht ins-
besondere bei Kombination von gleicher Schulform mit gleichem Fach bzw. Lernbereich.

§29
Aufbau des Studiums (Lehramt)

Das lehramtshezogene Masterstudium umfasst mehrere Teilstudiengéange (Kombinationsstudien-
gang). Es ist nur im Vollzeitstudium mdglich. Die Regelstudienzeit des Masterstudiums betragt
einschlieB3lich der Masterarbeit vier Semester. Fur das Lehramt an Berufskollegs (Modell C) be-
tragt die Regelstudienzeit im dualen Studium einschlie3lich der Masterarbeit sechs Semester.

Das Masterstudium des Lehramts an Grundschulen gliedert sich wie folgt auf:
Von den 120 Leistungspunkten (LP) des Masterstudiums entfallen

1. 18 LP auf den Lernbereich I: Sprachliche Grundbildung, davon missen mindestens 3 LP der
Fachdidaktik zugerechnet werden,

2. 18 LP auf den Lernbereich II: Mathematische Grundbildung, davon miissen mindestens 3 LP
der Fachdidaktik zugerechnet werden,

3. 18 LP auf das Studium des Lernbereichs lll bzw. des Unterrichtsfachs, davon miissen min-
destens 3 LP der Fachdidaktik zugerechnet werden,

4. 15 LP auf das bildungswissenschaftliche Studium,

6 LP auf Veranstaltungen in Deutsch fur Schilerinnen und Schiler mit Zuwanderungsge-
schichte,

6. 25 LP auf das Praxissemester (13 LP fur die Schulpraxis, insgesamt 12 LP fir die universita-
ren Begleitseminare und das Studienprojekt),

7. 20 LP auf die Masterarbeit.

Wahrend des Bachelor- und Masterstudiums mussen pro Lernbereich bzw. Unterrichtsfach min-
destens 15 fachdidaktische Leistungspunkte studiert werden; davon mindestens 3 fachdidaktische
Leistungspunkte im Masterstudium.

Wahrend des Bachelor- und Masterstudiums mussen pro Lernbereich bzw. Unterrichtsfach min-
destens 5 Leistungspunkte zu inklusionsorientierten Fragestellungen und in den Bildungswissen-
schaften mindestens 4 Leistungspunkte zu spezifischen Fragen der Inklusion von Schilerinnen
und Schilern mit sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf studiert werden. Néheres regeln
die FPO-Ms.

Das Masterstudium des Lehramts an Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen gliedert sich
wie folgt auf:

Von den 120 LP des Masterstudiums entfallen

1. 27 LP auf das Studium des ersten Fachs, davon missen mindestens 4 LP der Fachdidaktik
zugerechnet werden,

2. 27 LP auf das Studium des zweiten Fachs, davon miissen mindestens 4 LP der Fachdidaktik
zugerechnet werden,

3. 15 LP auf das bildungswissenschaftliche Studium,
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4. 6 LP auf Veranstaltungen in Deutsch fiur Schilerinnen und Schiller mit Zuwanderungsge-
schichte,

5. 25 LP auf das Praxissemester (13 LP fur die Schulpraxis, insgesamt 12 LP fir die universita-
ren Begleitseminare und das Studienprojekt),

6. 20 LP auf die Masterarbeit.

Wahrend des Bachelor- und Masterstudiums missen pro Unterrichtsfach mindestens 20 fachdi-
daktische Leistungspunkte studiert werden; davon mindestens 4 fachdidaktische Leistungspunkte
im Masterstudium.

Wahrend des Bachelor- und Masterstudiums muissen pro Unterrichtsfach mindestens 5 Leistungs-
punkte zu inklusionsorientierten Fragestellungen und in den Bildungswissenschaften mindestens
4 Leistungspunkte zu spezifischen Fragen der Inklusion von Schilerinnen und Schilern mit son-
derpadagogischem Unterstitzungsbedarf studiert werden. Néheres regeln die FPO-Ms.

Das Masterstudium fur das Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen gliedert sich wie folgt auf:
Von den 120 LP des Masterstudiums entfallen

1. 27 LP auf das Studium des ersten Fachs, davon missen mindestens 3 LP der Fachdidaktik
zugerechnet werden,

2. 27 LP auf das Studium des zweiten Fachs, davon miissen mindestens 3 LP der Fachdidaktik
zugerechnet werden,

15 LP auf das bildungswissenschaftliche Studium,

4. 6 LP auf Veranstaltungen in Deutsch fiir Schilerinnen und Schiler mit Zuwanderungsge-
schichte,

5. 25 LP auf das Praxissemester (13 LP fur die Schulpraxis, insgesamt 12 LP fir die université-
ren Begleitseminare und das Studienprojekt),

6. 20 LP auf die Masterarbeit.

Wahrend des Bachelor- und Masterstudiums mussen pro Unterrichtsfach mindestens 15 fachdi-
daktische Leistungspunkte studiert werden, davon mindestens 3 fachdidaktische Leistungspunkte
im Masterstudium.

Wahrend des Bachelor- und Masterstudiums missen pro Unterrichtsfach mindestens 5 Leistungs-
punkte zu inklusionsorientierten Fragestellungen und in den Bildungswissenschaften mindestens
4 Leistungspunkte zu spezifischen Fragen der Inklusion von Schilerinnen und Schilern mit son-
derpadagogischem Unterstitzungsbedarf studiert werden. Naheres regeln die FPO-Ms.

An Stelle von zwei Unterrichtsfachern kann auch nur das Unterrichtsfach Kunst oder nur das Un-
terrichtsfach Musik treten. In diesem Fall entfallen 54 LP auf das Studium des Unterrichtsfachs
Kunst oder Musik, wobei davon mindestens 6 LP der Fachdidaktik zugerechnet sind.

Das Masterstudium des Lehramts an Berufskollegs (Modell A: Unterrichtsfach bzw. berufliche
Fachrichtung) gliedert sich wie folgt auf:

Von den 120 LP des Masterstudiums entfallen

1. 27 LP auf das Studium des ersten Fachs, davon missen mindestens 3 LP der Fachdidaktik
zugerechnet werden,

2. 27 LP auf das Studium des zweiten Fachs, davon miissen mindestens 3 LP der Fachdidaktik
zugerechnet werden,

15 LP auf das bildungswissenschaftliche Studium,

6 LP auf Veranstaltungen in Deutsch fur Schilerinnen und Schiler mit Zuwanderungsge-
schichte,

5. 25 LP auf das Praxissemester (13 LP fur die Schulpraxis, insgesamt 12 LP fir die universita-
ren Begleitseminare und das Studienprojekt),

6. 20 LP auf die Masterarbeit.
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Wahrend des Bachelor- und Masterstudiums mussen pro Unterrichtsfach bzw. berufliche Fachrich-
tung mindestens 15 fachdidaktische Leistungspunkte studiert werden; davon mindestens 3 fachdi-
daktische Leistungspunkte im Masterstudium.

Wahrend des Bachelor- und Masterstudiums mussen pro Unterrichtsfach bzw. beruflicher Fach-
richtung mindestens 5 Leistungspunkte zu inklusionsorientierten Fragestellungen und in den Bil-
dungswissenschaften mindestens 4 Leistungspunkte zu spezifischen Fragen der Inklusion von
Schulerinnen und Schilern mit sonderpadagogischem Unterstiitzungsbedarf studiert werden. Na-
heres regeln die FPO-Ms.

Das Masterstudium des Lehramts an Berufskollegs (Modell B: Grof3e berufliche Fachrichtung und
Kleine berufliche Fachrichtung) gliedert sich wie folgt auf:

Von den 120 LP des Masterstudiums entfallen

1. 30 LP auf das Studium der Grof3en beruflichen Fachrichtung, davon missen mindestens 3 LP
der Fachdidaktik zugerechnet werden,

2. 24 LP auf das Studium der Kleinen beruflichen Fachrichtung,
15 LP auf das bildungswissenschaftliche Studium,

25 LP auf das Praxissemester (13 LP fur die Schulpraxis, insgesamt 12 LP fir die universita-
ren Begleitseminare und das Studienprojekt),

5. 20 LP auf die Masterarbeit.

Wahrend des Bachelor- und Masterstudiums missen in der Grof3en beruflichen Fachrichtung min-
destens 15 fachdidaktische Leistungspunkte studiert werden; davon mindestens 3 fachdidaktische
Leistungspunkte im Masterstudium.

Wahrend des Bachelor- und Masterstudiums missen in der Gro3en beruflichen Fachrichtung min-
destens 5 Leistungspunkte zu inklusionsorientierten Fragestellungen und in den Bildungswissen-
schaften mindestens 4 Leistungspunkte zu spezifischen Fragen der Inklusion von Schilerinnen
und Schilern mit sonderpaddagogischem Unterstiitzungsbedarf studiert werden. Néheres regeln
die FPO-Ms.

Das Masterstudium des Lehramts an Berufskollegs (Modell C: Grof3e berufliche Fachrichtung und
Kleine berufliche Fachrichtung als duales und nicht duales Masterstudium) gliedert sich wie folgt
auf:

Von den 120 LP des Masterstudiums entfallen

1. 24 LP auf das Studium der Fachdidaktik der Grof3en beruflichen Fachrichtung,
2. 3 LP auf das Studium der Fachdidaktik der Kleinen beruflichen Fachrichtung,
3. 30 LP auf das bildungswissenschaftliche Studium,
4

12 LP auf die Praxiselemente des Bachelorstudiums (Eignungs- und Orientierungspraktikum
und Berufsfeldpraktikum),

6 LP auf Deutsch fuir Schilerinnen und Schiiler mit Zuwanderungsgeschichte,

25 LP auf das Praxissemester (13 LP fir die Schulpraxis, insgesamt 12 LP fur die universita-
ren Begleitseminare und das Studienprojekt),

7. 20 LP auf die Masterarbeit.

Wahrend des Bachelor- und Masterstudiums miuissen in der Gro3en beruflichen Fachrichtung min-
destens 5 Leistungspunkte zu inklusionsorientierten Fragestellungen und in den Bildungswissen-
schaften mindestens 4 Leistungspunkte zu spezifischen Fragen der Inklusion von Schilerinnen
und Schilern mit sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf studiert werden. Naheres regeln
die FPO-Ms.

Die moglichen Kombinationen von Unterrichtsfachern bzw. Lernbereichen kénnen der Anlage 3
entnommen werden.
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§30
Prifungsausschuss (Lehramt)

Fur die Masterstudiengdnge im Lehramt werden ein Zentraler Prifungsausschuss fur Lehramter
und Fachliche Prifungsausschiisse gebildet. Der Zentrale Prifungsausschuss fir Lehramter wird
in seiner Arbeit vom Zentralen Prufungsamt fir Lehrémter unterstitzt.

Dem Zentralen Priifungsausschuss flir Lehramter gehéren neun Mitglieder méglichst aus unter-
schiedlichen an der Lehrerausbildung beteiligten Lehreinheiten an. Dies sind funf Mitglieder aus
der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, zwei aus der Gruppe der akademi-
schen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie zwei Mitglieder aus der Gruppe der Studierenden.
Nach Mdglichkeit sind dies Mitglieder der Fachlichen Prifungsausschiisse fur Lehramter. Ein Mit-
glied aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer muss aus dem Bereich der
Bildungswissenschaften sein. Die Leitung des Zentralen Prufungsamtes fur Lehramter ist beraten-
des Mitglied des Zentralen Prifungsausschusses fur Lehramter. Die Amtszeit betragt 2 Jahre, die
der studentischen Mitglieder 1 Jahr. Wiederwahl ist zuldssig. Der Zentrale Prifungsausschuss fur
Lehramter wird von der oder dem Vorsitzenden einberufen und geleitet.

Die Mitglieder und Stellvertreter des Zentralen Prifungsausschusses fir Lehramter werden abwei-
chend von 8§ 8 Absatz 1 vom ZLB-Rat auf Vorschlag der Fakultdten gewéhlt. Der Zentrale Pri-
fungsausschuss fur Lehramter ist zustandig fur alle dem Prifungsausschuss nach dieser Prifungs-
ordnung und den FPO-Ms dem Priifungsausschuss zugewiesenen Aufgaben. § 8 Absatz 9 bleibt
unberdhrt.

Die Mitglieder und Stellvertreter der Fachlichen Prifungsausschiisse werden von den jeweiligen
Fakultatsraten gewahlt. Dabei muss mindestens ein Mitglied aus der Gruppe der Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer im Lehramt tétig sein.

Der Fachliche Prufungsausschuss ist abweichend von § 8 Absatz 9 nicht zustandig fur die Ent-
scheidung uber die Anerkennung von Praxiselementen. Diese obliegt dem Zentralen Prifungsaus-
schuss fur Lehréamter.

§31

Prifungsleistungen (Lehramt)

Abweichend von § 11 Absatz 1 werden die Module des Masterstudiums im Lehramt jeweils mit einer
Modulabschlussprifung abgeschlossen, die als solche im Diploma Supplement ausgewiesen ist und
den Kompetenzerwerb im gesamten Modul abbildet.

(1)

(@)

(3)

(1)
()

§32
Voraussetzungen und Zulassung zur Masterarbeit (Lehramt)

In Erganzung zu § 13 Absatz 1 ist Voraussetzung fur die Zulassung zur Masterarbeit der Nachweis
von mindestens 60 Leistungspunkten des gesamten Studiums.

Die Nachweise sind dem Antrag auf Zulassung zur Masterarbeit gemaf § 13 Absatz 2 zusatzlich
beizufuigen.

Es wird empfohlen, die Masterarbeit erst nach Abschluss des Praxissemesters zu absolvieren.

§33
Bewertung, Bildung der Noten (Lehramt)
§ 21 Absatz 1 Satz 5 gilt nicht fir das Masterstudium im Lehramt.

Sofern in der FPO-M keine andere Regelung getroffen wurde, gehen alle Modulnoten nach den
jeweils zu Grunde liegenden Leistungspunkten gewichtet in die Abschlussnote sowie in die jewei-
lige Fachnote ein. Pro Fach miissen mindestens drei Modulnoten in die Abschlussnote einflieRen,
im Lehramt Grundschule mindestens zwei Modulnoten. Es missen sowohl fachdidaktische als
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auch fachwissenschaftliche Anteile beriicksichtigt werden. Naheres regelt die FPO-M. Fur das
Fach Bildungswissenschaften gilt die Aufteilung in Fachdidaktik und Fachwissenschaft nicht.

Noten, die aus mehreren Einzelnoten gebildet werden, werden auf die erste Nachkommastelle ge-
rundet. Dabei wird bei der Rundung nur die zweite Nachkommastelle berlicksichtigt; alle weiteren
Nachkommastellen werden ohne Rundung gestrichen. Die Zahl 5 wird abgerundet.

§34
Masterzeugnis und Masterurkunde (Lehramt)

Hat die oder der Studierende das Masterstudium erfolgreich abgeschlossen, erhélt sie bzw. er tiber
die Ergebnisse ein Zeugnis, das neben der Bezeichnung ,Master of Education“ (M.Ed.) auch den
Bezug auf eines der Lehramter nach 88 2 bis 5 der Lehramtszugangsverordnung ausweist. Das
Zeugnis enthalt auBerdem die gewéhlten Facher und die Bildungswissenschaften mit den Fachno-
ten, die Noten fur das Praxissemester und fiir die fachpraktischen Priifungen nach § 11 Absatz 10
des Lehrerausbildungsgesetzes das Thema und die Note der Masterarbeit sowie die Gesamtnote.
Es enthélt Angaben zur Akkreditierung des Studiengangs.

Abweichend von § 23 Absatz 2 wird die Verleihung des Hochschulgrades geman § 27 beurkundet.

Abweichend von § 23 Absatz 3 wird die Masterurkunde von der Dekanin oder dem Dekan derjeni-
gen Fakultat unterzeichnet, der das Fach angehoért, in dem die Masterarbeit angenommen worden
ist. Die Masterurkunde ist zudem mit dem Siegel der Fakultat nach Satz 1 zu versehen. Weiter wird
die Masterurkunde von der oder dem Vorsitzenden des Zentralen Prifungsausschusses fir Lehr-
amter unterzeichnet.

Abweichend von 8§ 23 Absatz 4 ist das Zeugnis mit dem Siegel des Zentralen Prufungsamts fur
Lehramter zu versehen.

§35
Diploma Supplement und Transcript of Records (Lehramt)

Erganzend zu § 24 enthélt das Transcript of Records Angaben zu erbrachten inklusionsorientierten
Leistungen in den Fachern/Lernbereichen sowie den Bildungswissenschaften.

Abweichend von 8§ 24 Absatz 4 sind das Diploma Supplement und das Transcript of Records mit
dem Siegel des Zentralen Prifungsamts flr Lehramter zu versehen.

Inkrafttreten

§ 36
Inkrafttreten und Veroffentlichung

Diese Rahmenprifungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2018 in Kraft. Sie wird in dem
Verkiindungsblatt ,Amtliche Mitteilungen der Universitat Siegen” verdffentlicht.

Sie gilt — einschrankend zu 8§ 1 Absatz 1 — fur Studiengange und Teilstudiengange im Masterstu-
dium mit Inkrafttreten der jeweiligen FPO-M, entsprechend der in der FPO-M getroffenen Uber-
gangsregelungen.

Prufungsordnungen fur ein Masterstudium, die nicht den Vorgaben dieser Rahmenprifungsord-
nung entsprechen und deren Aul3erkrafttreten nicht bereits beschlossen worden ist oder bis zum
1. Oktober 2020 beschlossen wird, sollen bis zum Wintersemester 2020/2021 an diese Rahmen-
prufungsordnung angepasst werden.

Das Aulerkrafttreten nicht den Vorgaben dieser Rahmenprifungsordnung entsprechender Pri-
fungsordnungen und die Ubergangsbestimmungen werden in der jeweiligen FPO-M oder in einer
gesonderten Ordnung geregelt.
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(5) Abweichend von Absatz 2 gilt diese Rahmenprifungsordnung fir lehrerbildende Teilstudiengange
im Masterstudium ab dem 1. April 2023, jedoch nur fir Studierende des Lehramts, die ihr Bachelor-
studium

- nach der Rahmenprufungsordnung (RPO-B) fiir das Bachelorstudium an der Universitat Sie-
gen vom 1. August 2018 in der jeweils geltenden Fassung absolviert haben oder

- an einer anderen Universitat abgelegt haben und sich ab dem 1. April 2023 erstmalig an der
Universitat Siegen in einen Masterstudiengang im Lehramt einschreiben.

Ausgefertigt aufgrund der Beschliisse des Senats vom 16. Mai 2018 und 11. Juli 2018.

Siegen, den 28. Februar 2019 Der Rektor

gez.

(Universitatsprofessor Dr. Holger Burckhart)
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Anlage 2

Fachwissenschaftliche
Master-Studienmodelle

(mit exemplarischer LP-Verteilung in beiden Fachern in Modell B)

A B

1-Fach- 2-Fach-
Studiengang / Studiengang
Interdisziplinarer
Studiengang

Fach 1. Fach*
inkl. Master- inkl. Master-
Arbeit: Arbeit:
102 LP 84 LP

2. Fach:
18 LP
18 LP 18 LP

I:] Wahlmadglichkeiten im Umfang von insgesamt 18 LP

*oder die Master-Arbeit wird alternativ im 2. Fach angefertigt.

Dementsprechend erfolgt eine Anpassung des LP-Umfangs im 1. und 2.
Fach.

Fachwissenschaftliche Master-Studienmodelle

Es sind zwei verschiedene Modelle mit ein oder zwei Fachern mdglich, wobei die LP-Verteilung in den
Fachern bei Modell B hier exemplarisch dargestellt ist. Es sind Wahimdglichkeiten im Umfang von 18
LP zu erdffnen (dargestellt als orangefarben schraffierte Flachen).
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Anlage 3

Mdgliche Facherkombinationen in den Lehramtsstudiengadngen

Lehramt an Grundschulen (Gs)

Lernbereiche | und Il (obligatorisch)

Lernbereich
Grundbildung

+

Grundbildung

Lernbereich lI:

Sprachliche

Mathematische

Bildungswissenschaften

Englisch

Kunst

Musik

Religionslehre (ev./kath.)

obligatorisch fiir alle

Sachunterricht

Lernbereich Il
(wahlweise)

Kombinationen

Sport
Sporthochschule

[MOLICN

(Deutsche

Kéin

Lehramt an Grundschulen mit integrierter Forderpadagogik (Gs-IFP)

Lernbereiche | und Il (obligatorisch)

Lernbereich
Grundbildung

+

Sprachliche

Bildungswissenschaften
mit integrierter

Forderpadagogik

Lernbereich 1l: Mathematische
Grundbildung
Musik .

%g Religionslehre (ev./kath.) .

=0

g% Sachunterricht .

2s

EE Sport (DSHS) .

obligatorisch fur alle

Kombinationen
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Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen (HRSGe)

Fach 1 (obligatorisch)
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S
Phys|k ® ® ® ° ° ° ° ° . "E
?
Praktische Philosophie g . . . . . . . . 5
©
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-~ SpOft(DSHS) ® ® ® ° ° . . o ° .
e
L
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Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen mit integrierter Férderpadagogik
(HRSGe-IFP)

Fach 1 (obligatorisch)
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€
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o
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©
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o
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8
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Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen (Gym/Ge)

Fach 1 (obligatorisch)
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Lehramt an Berufskollegs Modell A (BK A)

in Verbindung mit

Unterrichtsfach BF*
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49




Lehramt an Berufskollegs Modell B (BK B)

GroRe berufliche
Fachrichtung
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g 2 %
S 2 S
O 2 (9]
= @ e}
7} =] >
= S 3.
0 c >~
wn —_
o)) D
2 S
8 ]
o ~
=

Fahrzeugtechnik
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Finanz- und
Rechnungswesen Steuern

Nachrichtentechnik

Produktion/Logistik/Absatz

Technische Informatik

Wirtschaftsinformatik

obligatorisch fur alle

Kombinationen

Bildungswissenschaften
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Lehramt an Berufskollegs Modell C (BK C)

GroRe berufliche
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a UNIVERSITAT
SIEGEN

Dezernat 3 Abteilung 3.2
Erlduterungen zur RPO-M fir das Masterstudium an der Universitat Siegen
Stand: 06.06.2018

Erlduterungen zur Rahmenprifungsordnung (RPO-M) fiir das Masterstudium an der
Universitit Siegen

Die Erlauterungen zur Rahmenprufungsordnung sind als Orientierung und Hilfestellung im Umgang mit
den Rechtsvorschriften der Rahmenprifungsordnung gedacht. Sie dienen der Erklarung einiger we-
sentlicher Aspekte.

Die Ausflihrungen der Erlduterungen sind im Gegensatz zur Rahmenpriifungsordnung nicht rechtsver-
bindlich, sondern haben lediglich erklarenden Charakter. An einigen Stellen sind lediglich Verweise auf
gesetzliche Vorgaben oder das ProBeSt-Papier enthalten, wenn diese in der Rahmenprifungsordnung
aufgegriffen wurden.

Fakultatsweite Absprachen und Standards, die nicht in einer Prifungsordnung geregelt werden missen,
kénnen in einem Ubergeordneten Strukturpapier festgehalten werden, das vom Fakultatsrat verabschie-
det wird.

Als rechtliche Grundlage wird im Nachfolgenden insbesondere auf die folgenden Gesetze und Verord-
nungen verwiesen:

- Gesetz Uber die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz — HG) vom
16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 17. Oktober 2017
(GV. NRW. S. 806)

- Staatsvertrag Uber die Organisation eines gemeinsamen Akkreditierungssystems zur Qualitats-
sicherung in Studium und Lehre an deutschen Hochschulen (Studienakkreditierungsstaatsver-
trag) vom 17. Oktober 2017 (GV.NRW.S.806)

- Verordnung zur Regelung des Naheren der Studienakkreditierung in Nordrhein-Westfalen (Stu-
dienakkreditierungsverordnung - StudakVO) vom 25. Januar 2018 (GV. NRW. S. 97)

- Begrindung zur Musterrechtsverordnung gemaf Artikel 4 Absatze 1-4 Studienakkreditierungs-
staatsvertrag (Beschluss der KMK vom 07.12.2017) (im Nachfolgenden MRVO abgekirzt)

Fir die Regelungen des Lehramts sind neben den 0.g. Gesetzen und Verordnungen u.a. die folgenden
Bestimmungen mafigebend:

- Verordnung Uber den Zugang zum nordrhein-westfalischen Vorbereitungsdienst fiir Lehramter
an Schulen und Voraussetzungen bundesweiter Mobilitdt (Lehramtszugangsverordnung — LZV)
vom 25. April 2016

- Gesetz uber die Ausbildung fur Lehrdmter an 6ffentlichen Schulen (Lehrerausbildungsgesetz —
LABG) vom 14. Juni 2016

Hinweise zur Auslegung rechtlicher Formulierungen
(in Anlehnung an das Handbuch der Rechtsférmlichkeit des Bundesministeriums fur Justiz, Bundesan-
zeiger Nummer 160a Jg. 60 vom 22.10.2008; Rn. 82-84 und 88)

- »,Muss* [asst keinen Handlungsspielraum zu. Die Vorschrift ist im Wortlaut umzusetzen.

- »20l1“ driickt eine Verpflichtung aus, von der im Ausnahmefall abgewichen werden kann.

- .Kann“ eréffnet einen Ermessensspielraum.

- .In der Regel“ wird benutzt, um die Normativkraft einer Regelung abzuschwéchen. Die Formu-
lierung lasst Ausnahmen zu, die in der jeweiligen FPO-M geregelt werden kénnen. ,In der Re-
gel* kann auch benutzt werden, um einzelne Elemente einer Vorschrift zu erldutern oder zu
konkretisieren.



a UNIVERSITAT
SIEGEN

Dezernat 3 Abteilung 3.2
Erlduterungen zur RPO-M fir das Masterstudium an der Universitat Siegen
Stand: 06.06.2018

Allgemeine Reglungen
§ 1 Geltungsbereich

Der Erlass, die Anderung oder die Aufhebung von FPO-Ms und Praktikumsordnungen erfolgen gemafR
§ 64 Absatz 1 Satz 1 HG auf Vorschlag des Studienbeirates durch Beschluss des zustandigen Fakul-
tatsrates, bei fakultatstibergreifenden Studiengangen der beteiligten zustandigen Fakultatsrate oder des
ZLB-Rates. Das Erfordernis der Uberpriifung durch das Rektorat gemaR § 64 Absatz 1 Satz 1 HG bleibt
hiervon unberihrt.

Absatz 1 Satz 3: Die Inhalte der FPO-Ms gemal} der Rahmenprifungsordnung ergeben sich aus § 64
Absatz 2 Nr. 1, 2 und 7 HG.

Nach § 64 Absatz 2 HG missen Hochschulpriifungsordnungen insbesondere regeln: ,1. Das Ziel des
Studiums, den zu verleihenden Hochschulgrad und die Zahl der Module, 2. den Inhalt, das Qualifikati-
onsziel, die Lehrform, die Teilnahmevoraussetzungen, die Arbeitsbelastung und die Dauer der Pri-
fungsleistungen der Module [...].“ Diese Inhalte sind ebenfalls Teil des Modulhandbuchs, missen aber
aufgrund der Vorgabe aus dem HG auch in die FPO-Ms (in die Modulbeschreibungen) aufgenommen
werden.

Die Auffihrung der zuldssigen Lehrformen kann in Form einer Liste erfolgen. Fur die Beschreibungen
der Module gilt die StudakVO.

Absatz 1 Satz 5 und 6: Beim Import und Export von Modulen sind hinsichtlich der Import- / Exportbedin-
gungen konkrete Absprachen zwischen den betroffenen Studiengéngen zu treffen und in der FPO-M in
dem der jeweiligen Modulbeschreibung angefiigten Teil der prifungsrechtlichen Besonderheiten fest-
zuhalten.

Absatz 2: Nach § 64 Absatz 2 Nr. 3 HG sind die Voraussetzungen fir die Auslandssemester, Praxisse-
mester oder andere berufspraktische Studienphasen in der Prifungsordnung zu regeln. Dazu zahlen
Regelungen wie Ziel, Zeitpunkt und Dauer der Praxisphase, Voraussetzungen fiir die Zulassung zur
und deren Anerkennung sowie die Anforderungen an die Betreuung der Studierenden wahrend der
Praxisphase (Weber in: Leuze/Epping Kommentar zum HG NRW § 64 Rn. 44).

Ist fir einen Studiengang ein verpflichtendes Praktikum im Sinne einer berufspraktischen Studienphase
vorgesehen, kann dieses in einer separaten Praktikumsordnung oder der jeweiligen FPO-M geregelt
werden. Fur freiwillige Praktika ist keine eigene Praktikumsordnung notwendig.

§ 2 Allgemeine Ziele und Leitlinien des Masterstudiums
Die Notwendigkeit der Regelung ergibt sich aus § 64 Absatz 2 Nr.1 HG.

Absatz 1 Satz 1: § 11 Absatz 3 Satz 2 StudakVO

Absatz 1 Satz 2: § 4 Absatz 1 Satz 1 StudakVO

Absatz 1 Satz 3 und 4: § 11 Absatz 3 Satz 3 und 4 StudakVO
Absatz 1 Satz 5: § 3 Absatz 1 Satz 1 StudakVO

Die in Absatz 2 genannten Ziele ergeben sich aus Artikel 2 Absatz 3 Nr. 1 Studienakkreditierungsstaats-
vertrag.

§ 3 Mastergrad

Die Bezeichnung der Abschlisse fir konsekutive Masterstudiengange ergibt sich aus § 6 Absatz 2 Stu-
dakVO. Bei interdisziplindren Studiengangen richtet sich die Abschlussbezeichnung nach demjenigen
Fachgebiet, dessen Bedeutung im Studiengang Uberwiegt. Fachliche Zusatze zu den Abschlussbe-
zeichnungen sind ausgeschlossen. Fur Weiterbildungsstudiengange durfen auch Mastergrade verwen-
det werden, die von den Bezeichnungen in § 3 abweichen (§ 6 Absatz 2 Satz 5 StudakVO).
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Dezernat 3 Abteilung 3.2
Erlduterungen zur RPO-M fir das Masterstudium an der Universitat Siegen
Stand: 06.06.2018

§ 4 Zugangsvoraussetzungen und Einschreibungshindernis

Absatz 1: gemal § 49 Absatz 6 Satz 1 HG und § 5 Absatz 1 Satz 1 StudakVO

.Nach Absatz 6 Satz 1 hat Zugang zu einem Studiengang, der mit einem Mastergrad abgeschlossen
wird, wer einen ersten berufsqualifizierenden Abschluss nachweist, auf dem der Masterstudiengang
aufbaut. Eine Erlauterung des Merkmals ,berufsqualifizierender Abschluss® ergibt sich aus § 60 Absatz
1 HG. Danach fiihren Studiengange im Sinne des Hochschulgesetzes, die durch eine Prifungsordnung
geregelt werden, in der Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluss.” (Beck OK 8§49 Rn. 13)

Absatz 3: ,Nach Artikel V.1 der Lissaboner Anerkennungskonvention ist Prifungsmafstab bei der An-
erkennung [...] die ,Wesentlichkeit von Unterschieden’ [der anzuerkennenden Prifungsleistungen].
Die anerkennende Hochschule ist somit gehindert, von dem Fehlen wesentlicher Unterschiede nur
dann auszugehen — und somit nur dann anzuerkennen —, wenn zwischen der erbrachten Leistung und
der Leistung, auf die hin anerkannt werden soll, ein nur unwesentlicher Unterschied besteht. Mafl3stab
fur die Feststellung, ob wesentliche Unterschiede bestehen oder nicht bestehen, ist ein Vergleich von
Inhalt, Umfang und Anforderungen, wie sie flir die erbrachte Leistung vorausgesetzt worden sind, mit
jenen, die fur die Leistung gelten, auf die hin anerkannt werden soll. Dabei ist die Hochschule gehal-
ten, starker darauf abzustellen, ob fachlich einschlagiges Grundlagenwissen und Methodenkompetenz
vermittelt worden sind sowie ob aufgrund einer exemplarischen Themen- oder Inhaltswahl der Schluss
belastbar gezogen werden kann, im Einzelfall Iagen allenfalls Unterschiede vor, die nicht wesentlich
sind.“ (Begrindung zum HG, § 63 a Absatz 1)

Absatz 4: Der Prifungsausschuss kann diese Aufgaben an die Prifungsausschussvorsitzende oder
den Prifungsausschussvorsitzenden delegieren. In diesem Fall ist ein Beschluss des Priifungsaus-
schusses notwendig.

Absatz 5: gemal § 62 Absatz 3 Satz 1 HG
~Weiterbildende Masterstudiengange setzen qualifizierte berufspraktische Erfahrung von in der Regel
nicht unter einem Jahr voraus.” (§ 5 Absatz 1 Satz 2 StudakVO)

Absatz 6: Nach Absatz 5 kann die FPO-M vorsehen, dass die Einschreibung versagt wird, wenn die
Studienbewerberin oder der Studienbewerber in einem Studiengang, der eine erhebliche inhaltliche
Néhe zu dem gewahlten Studiengang aufweist, eine nach der Prufungsordnung des gewahlten Studi-
enganges erforderliche Prifung endgultig nicht bestanden hat. Rechtsgrundlage fur die Regelung ist §
50 Absatz 1 Nr.2 HG. Nach der Gesetzesbegriindung zu § 50 Absatz 1 Nr. 2 HG hangt eine erhebliche
inhaltliche Nahe nicht davon ab, ,ob die beiden Studiengénge demselben Fachbereich zugeordnet wor-
den sind. Vielmehr ist anhand des Einzelfalls zu bestimmen, inwieweit sich die Inhalte der Studiengange
in wesentlichen Bestandteilen der Curricula gleichen und das Ergebnis dieser Betrachtung zu einer eher
schlechten Prognose hinsichtlich des erfolgreichen Studienabschlusses fiihrt. Einzeln vorkommende
gleiche Priifungsleistungen begriinden dabei noch keine Erheblichkeit einer inhaltlichen Nahe. Erfor-
derlich ist vielmehr eine Gesamtbetrachtung, nach der die Studiengange durch Gberwiegend gleiche
Module gepragt sein missen. Wenn sich Studiengange in ihren Modulen nicht Gberwiegend insofern
decken, als sie gleichen Inhalts sind, liegt daher keine inhaltliche Nahe vor.*

Sofern diese Regelung nicht in der FPO-M getroffen wird, kann nach § 50 Absatz 1 Nr. 2 HG die Ein-
schreibung nur versagt werden, wenn die Studienbewerberin oder der Studienbewerber in dem gewahl-
ten Studiengang an einer Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes (gleicher Studiengang)
eine nach der Prifungsordnung erforderliche Priifung endgiiltig nicht bestanden hat.

§ 5 Regelstudienzeit und Studienumfang
Absatz 1: § 3 Absatz 2 Satz 1 StudakVO i.V. mit § 8 Absatz 1 Satz 2 StudakVO
Absatz 2: gemal § 61 Absatz 2 HG und § 3 Absatz 2 StudakVO

Absatz 3: Sofern der Studiengang auch in Teilzeit angeboten werden soll, muss ein entsprechender
Studienverlaufsplan der FPO-M beigefugt werden.

-3-
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§ 6 Modularisierung des Studiums

Absatz 1 Satz 1: § 63 Absatz 1 Satz 2 HG

Absatz 1 Satz 2. gemal § 7 Absatz 1 Satz 1 StudakVO und § 7 Absatz 1 Satz 2 der Begriindung zur
MRVO

Absatz 2 Satz 1-4: gemalR § 8 Absatz 1 StudakVO und § 8 Absatz 1 Satz 3 und 4 der Begriindung zur
MRVO

Absatz 2 Satz 6: 2.3 der ProBeSt Eckpunkte
» Polyvalent’ werden Module (und auf einer tieferen Ebene auch Lehrveranstaltungen) bezeichnet, die

im Rahmen verschiedener Studiengange studiert werden kdnnen. Dies kann bedeuten:

- Siesind Teil des Pflichtstudiums in mehreren Studiengangen (z.B. Mathematikmodule in natur- und
wirtschaftswissenschaftlichen Studiengangen; Module in fachwissenschaftlichen und lehramtsbe-
zogenen Studiengangen).

- Sie sind Teil des Pflichtstudiums im anbietenden Fach, werden aber auch gedffnet fur Studierende
anderer Facher, die diese Module im Rahmen ihres freien Wahlbereichs studieren.

- Es handelt sich um Angebote fachibergreifender Qualifikationen, die von wissenschaftlichen Ein-
richtungen der Universitat (z.B. Sprachenzentrum) angeboten werden.”

Als ,polyvalent” gelten Module nur dann, wenn sie vom importierenden Studiengang in allen Bestand-
teilen inhaltlich und formal identisch idbernommen werden. Werden Veranderungen, z.B. hinsichtlich der
Kreditierung, der zu erbringenden Leistungen, der Lehrveranstaltungen etc. vorgenommen, handelt es
sich um ein neues Modul. Hinsichtlich der Import- / Exportbedingungen sind konkrete Absprachen zwi-
schen den betroffenen Studiengangen zu treffen und in der FPO-M in dem der jeweiligen Modulbe-
schreibung angefiigten Teil der prifungsrechtlichen Besonderheiten festzuhalten.

Absatz 3: § 59 Absatz 3 HG und § 64 Absatz 2 Nr. 2 HG

Sind mit der Teilnahme an einer Lehrveranstaltung oder einem Modul Voraussetzungen verknupft wie
z.B. die erfolgreiche Teilnahme an einem anderen Modul, ist eine zwingende Verbuchung der Teilnahme
Uber das Campusmanagement-System erforderlich. Ansonsten kénnen im System hinterlegte Voraus-
setzungen nicht abgerufen werden.

§ 7 Strukturierung des fachwissenschaftlichen Masterstudiums

Absatz 1: Bei einem Kombinationsstudiengang handelt es sich um das Studium von ,eigenstandigen®
Teilstudiengangen (Studienfachern), die zusammen einen Kombinationsstudiengang ergeben (Modell,
s. Anlage 2). Neben der Abschlussnote werden fiir die Teilstudiengdnge separate Fachnoten ausge-
wiesen. Nicht darunter fallen interdisziplinare 1-Fach-Studiengange (Vollstudiengange), die innerhalb
des Studiengangs Inhalte verschiedener Studienfelder vermitteln.

Absatz 3: Nach Nr. 2.2 der ProBeSt Eckpunkte sollen die Wahlmoglichkeiten einen Umfang von (min-
destens) 27 LP (Bachelor), 18 LP (Master) bzw. insgesamt 45 LP (Bachelor + Master) haben. Eine
andere Gewichtung Bachelor/Master ist méglich, wie auch ein gréRerer Umfang an WahIimdoglichkeiten.
Ein geringerer Umfang ist zu begriinden. Die Wahimdglichkeiten kdnnen sehr unterschiedlicher Gestalt
sein. Sie kdnnen als fachibergreifende Qualifikationen (vergleichbar mit ,studium generale®), als fach-
spezifische Vertiefungen (Wahlpflichtmodule), als Praktika, als Sprachkurse und/oder in weiteren For-
men angeboten werden. In den jeweiligen FPO-Ms wird festgelegt, aus welchen fachlichen und/oder
Uberfachlichen Modulangeboten die Studierenden des jeweiligen Studiengangs wahlen kénnen. Die
WahImdglichkeiten sind explizit auszuweisen.
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§ 8 Prifungsausschuss

Nach § 64 Absatz 2 Nr. 7 sind in der Priifungsordnung Regelungen Uber die Prifungsorgane zu treffen.
.Die Prufungsordnung regelt die Wahl, Zusammensetzung, Amtszeiten, Abstimmungsgrundsatze usw.
des Prifungsausschusses. Die Professoren miissen mindestens Uber die absolute Mehrheit der Stim-
men verfiigen. Der Prifungsausschuss achtet auf die Einhaltung der Bestimmungen der Prifungsord-
nung und ist fur die Entscheidung Gber Widerspriiche gegen im Prifungsverfahren getroffene Entschei-
dungen zustandig.“ (Weber in: Leuze/Epping HG NRW § 64 Rn. 62)

Absatz 2: ,[...] wobei die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer mindestens tber die Halfte der
Stimmen verfigen missen.” Die vorliegende Formulierung entspricht dem Wortlaut von § 11 Absatz 2
HG. Dabei handelt es sich um die tatsachliche Halfte der Stimmen. Mit dieser Regelung wird den Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrern bei Entscheidungen in Fragen der Lehre ,die Halfte der Stim-
men im jeweiligen Gremium garantiert [....]. Der nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts
grundgesetzlich geforderte ,maflgebende Einfluss’ der Professoren bei Angelegenheiten der Lehre ist
bereits bei der Halfte der Stimmen des Gremiums gegeben.” (Haase in: Leuze/Epping, HG, NRW, § 11
Rn. 17) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag (§ 8 Absatz
12 RPO-M).

Absatz 3: Weitere fachkundlich beratende Mitglieder kbnnen zu einzelnen Sitzungen hinzugezogen wer-
den. Sie kénnen lediglich beratend tatig werden und haben kein Stimmrecht.

Weitere fachkundige beratende Mitglieder kbnnen sein, z.B.

- Fachvertreterinnen und Fachvertreter

- Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Prifungsausschusses

- Leiter/In des Prifungsamtes

- Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der Zentralverwaltung

Absatz 4: Fakultatsiibergreifende Studiengange sind entweder interdisziplinare 1-Fach-Studiengénge,
die in mehreren Fakultaten angesiedelt sind, oder Kombinationsstudiengange, die Teilstudiengange
kombinieren, die in mehreren Fakultaten angesiedelt sind. Studiengange, die Themenfelder aus ver-
schiedenen Fakultaten vereinen, sind jedoch nicht automatisch fakultatstubergreifend. Wann ein Studi-
engang fakultatsiibergreifend ist, entscheidet die jeweilige Fakultat in Absprache mit den weiteren be-
troffenen Fakultaten.

Absatz 5: Nach § 13 Absatz 3 HG ist das bisherige Mitglied dazu verpflichtet, sein Amt oder seine
Funktion weiterauszutiben, wenn bei Ablauf seiner Amts- oder Wahlzeit noch kein neues Mitglied be-
stimmt ist. Wird fiir ein vorzeitig ausgeschiedenes Mitglied ein neues Mitglied nachgewahlt, fihrt die
verspatete Wahl nicht zu einer Verlangerung der Amtszeit des verspatet gewahlten Mitgliedes. Das
Ende der Wahlzeit des verspatet gewahlten Mitglieds bestimmt sich so, als ob es sein Amt zu Beginn
der Amts- oder Wabhlzeit angetreten hatte (vgl. auch Beck OK 8§13 Rn. 18).

Erganzend zu Absatz 7 raumt das Hochschulgesetz in § 12 Absatz 4 Satz 2ff der oder dem Vorsitzenden
des Prufungsausschusses die Mdglichkeit einer Dringlichkeitsentscheidung ein.

,Danach hat der Vorsitzende (allein) zu entscheiden, sofern in unaufschiebbaren Angelegenheiten, die
in die Zustandigkeit des Gremiums fallen, ein Beschluss des Gremiums nicht rechtzeitig zu erlangen ist.
Als unaufschiebbar im Sinne des § 12 Abs. 4 Satz 2 HG ist eine Angelegenheit dann zu qualifizieren,
wenn ein weiteres Zuwarten den Eintritt erheblicher Nachteile fiir die Hochschule, ihre Mitglieder oder
den Staat beflirchten lasst.“ (Haase in: Leuze/Epping, HG, NRW, § 11 Rn. 10)

Im Falle einer Dringlichkeitsentscheidung hat die oder der Vorsitzende dem Gremium die getroffene
Entscheidung sowie die Griinde unverziglich mitzuteilen.

Absatz 9 regelt die Aufgaben der Fachlichen Priifungsausschisse; dariiber hinausgehende Aufgaben
sind automatisch dem Allgemeinen Prifungsausschuss zugeordnet. Absatz 9 ist nur fir Studiengange
relevant, die einen Allgemeinen und einen Fachlichen Prifungsausschuss haben (Kombinationsstudi-
engange). Fur 1-Fach-Studiengange legt die RPO-M gemal Absatz 1 die Aufgaben in Verbindung mit
der FPO-M fest.

-5-
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§ 9 Priiferinnen und Priifer

Absatz 1: In den Ruhestand versetzte Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer kénnen nach § 65
Absatz 1 HG und § 36 HRG weiterhin als Priferinnen und Prifer fungieren.

Die Abnahme von Priifungen durch externe, an anderen Universitaten Lehrende ist nach § 65 Absatz 1
HG mdglich. Dies betrifft insbesondere die Falle, in denen in einem Fachgebiet keine bzw. nicht genu-
gend kompetente Priferinnen und Prifer zur Verfigung stehen.

Absatz 1 Satz 1:,Durchbrochen wird der Grundsatz ,wer lehrt, prift* dadurch, dass das HG NRW neben
den Lehrenden auch den in der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrenen Personen die Prifungs-
berechtigung zuspricht, soweit dies zur Erreichung des Prufungszwecks erforderlich oder sachgerecht
ist.“ (Weber in: Leuze/Epping HG NRW § 65 Rn. 9)

Absatz 1 Satz 3: Nach § 65 Absatz 1 HG sind die Priferinnen und Prifer in ihrer Prifungstatigkeit
unabhangig von Weisungen. ,Die Unabhangigkeit von Weisungen bedeutet nicht, dass die Prifer in
ihrer Prifungsgestaltung und —entscheidung frei von jeglichen rechtlichen Vorgaben waren. Gebunden
ist der Prifer zunachst bei Umstanden des aulieren Priifungsablaufs, wie etwa hinsichtlich der nach der
mafRgeblichen Prufungsordnung vorgeschriebenen Prifungsdauer. Aber auch inhaltlich unterliegt der
Prifer Bindungen. Insbesondere muss er sich bei der Auswahl des Prifungsstoffes an den Prifungs-
anforderungen der einschlagigen Prifungsordnung orientieren. Ob sich eine Prifungsfrage im Rahmen
der Prufungsordnung halt, unterliegt der uneingeschrankten gerichtlichen Kontrolle. (Weber in:
Leuze/Epping HG NRW § 65 Rn. 15) AuRerdem bleibt einer Prifungsbehdérde unbenommen, den Pri-
fern zum Zwecke einer moglichst einheitlichen Prifungspraxis und einer gleichen Behandlung der Prif-
linge Hinweise, Anregungen oder auch Empfehlungen zu geben, sofern diese keine Verbindlichkeit be-
anspruchen. Das gilt insbesondere fiir Handreichungen in Form von Lésungshinweisen etc. (Johlen /
Oehler, MAH Verwaltungsrecht, 3. Auflage 2012, Rn. 56-57)

Absatz 2 Satz 2 und 3: Die Bestellung der Priiferinnen und Prifer durch die oder den Vorsitzenden des
Prufungsausschusses muss dokumentiert und nachgehalten werden. Das kann z.B. dergestalt erfolgen,
dass der oder dem Vorsitzenden eine Liste mit zusatzlichen Priferinnen und Prifern, Zweit- und Dritt-
pruferinnen und -priifern vorgelegt wird, die sie oder er unterzeichnet. Die auf der Liste befindlichen
Personen sind dann entsprechend zur Priferin oder zum Prifer bestellt.

§§ 10 und 11: Zur Systematik von Studien- und Priifungsleistungen

Leistungen koénnen als Studienleistungen und Prifungsleistungen erbracht werden. Studienleistungen
flieBen nicht in die Endnotenberechnung ein und sind bei Nichtbestehen unbeschrankt wiederholbar.
Prifungsleistungen sind benotet, flieRen in die Endnotenberechnung mit ein und sind in der Regel bei
Nichtbestehen nur beschrankt (2x) wiederholbar. In gut begriindeten Fallen kann — durch die FPO-M —
eine Ausnahme von der beschrankten Wiederholbarkeit von Prifungsleistungen vorgesehen werden.
Die betroffenen Prufungsleistungen missen konkret benannt werden.

Prifungsleistungen in Orientierungsmodulen sind nicht benotet oder flieBen nicht in die Endnotenbe-
rechnung mit ein und sind unbeschrankt wiederholbar.

Wiederholbarkeit bei

Benotet I T TN — Endnotenrelevant
. . Ja Unbeschrankt Nein

Studienleistung - - -

| Nein ~ Unbeschrankt ~  Nein
Priifungsleistung in einem norma- | Ja Beschrankt Ja
len Modul Ja Unbeschrankt Ja
Priifungsleistung in einem Orien- | Ja Unbeschrankt Nein
tierungsmodul Nein Unbeschrénkt Nein
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§ 10 Studienleistungen

Absatz 1 Satz 1: ProBeSt Eckpunkte 2.4.2 dritter Spiegelstrich Satz 1
Absatz 1 Satz 2: ProBeSt Eckpunkte 2.4.2 erster Spiegelstrich

Absatz 1 Satz 3: ProBeSt Eckpunkte 2.4.2 zweiter Spiegelstrich F3n. 2
Absatz 1 Satz 4: ProBeSt Eckpunkte 2.4.2 zweiter Spiegelstrich

Absatz 2: ProBeSt Eckpunkte 2.4.2 dritter Spiegelstrich Satz 2

Absatz 3: Eine rechtliche Grundlage fur die Zulassung zu einer Prifung ist insbesondere dann wichtig,
wenn die Zulassung zu einer Prifung versagt wird. Aus diesem Grund sind Zulassungsvoraussetzungen
in der FPO-M zu regeln.

Absatz 4 Satz 3: ProBeSt Eckpunkte 2.4.2 erster Spiegelstrich
Zahl und Umfang der Studienleistungen sind an dem flr das Modul bzw. Modulelement vorgesehenen
Workload zu orientieren (ProBeSt Eckpunkte 2.4.2 vierter Spiegelstrich).

Absatz 6: Hochstfristen fur die Mitteilung der Bewertung von Prifungen sind gemaf § 64 Absatz 2 Nr.
6 HG in der Prifungsordnung zu regeln.

§ 11 Priifungsleistungen

Es ist auf eine gleichmafige Verteilung der Prifungen im Studienverlauf und nach Mdéglichkeit auch
innerhalb des Semesters zu achten. Der Umfang der Priifungsleistungen ist an dem fiir das Modul vor-

gesehenen Workload zu orientieren. (ProBeSt Eckpunkte 2.4.3 Spiegelstrich 2)

Absatz 1 Satz 1: ProBeSt Eckpunkte 2.4.3 erster Spiegelstrich Satz 1 und § 12 Absatz 5 Nr. 4 StudakVO
sowie § 12 Absatz 5 Nr. 5 der Begriindung zur MRVO

Absatz 1 Satz 2: § 63 Absatz 1 Satz 3 HG

Absatz 2: Eine Prifungsleistung kann aus mehreren Prufungselementen / Teilleistungen bestehen (z.B.
bei Portfolio-Prifungen). Es kdnnen verschiedene Prifungsformen miteinander kombiniert werden. Da-
bei wird fur die Prifungselemente nur eine Gesamtnote vergeben, die nach Abschluss aller Priifungs-
elemente Uber das Bestehen entscheidet. Auf das Bestehen einzelner Prifungselemente / Teilleistun-
gen kommt es nicht an. (ProBeSt Eckpunkte 2.4.3 erster Spiegelstrich Satz 2 FRn.3)

Absatz 3: § 63 Absatz 2 HG; ProBeSt Eckpunkte 2.4.3 dritter Spiegelstrich

Absatz 4 und 5: Gemal § 64 Absatz 2 Nr. 7 HG ist das Prifungsverfahren in der Prifungsordnung zu
regeln. Unter Prifungsverfahren ist das Verfahren zu verstehen, in dem festgestellt wird, ob die Leis-
tungen des Kandidaten den Prifungsanforderungen entsprechen. Das Prifungsverfahren beginnt mit
der Anmeldung zur Prifung, erstreckt sich Uber das Verfahren der Erbringung der Prifungsleistung
sowie das Verfahren bei deren Bewertung und endet mit der endgultigen Entscheidung Uber das Be-
stehen oder Nichtbestehen der Priifung. (Weber in: Leuze Epping Kommentar zum HG NRW § 64 Rn.
63)

Absatz 5 Nr. 1: § 63 Absatz 1 Satz 1 HG und § 52 Absatz 1 Satz 1 HG

Absatz 6 Satz 3: Nach § 64 Absatz 2 Nr. 2 HG ist die Dauer der Prifungsleistung in die Prifungsord-
nung aufzunehmen. Dies ist in der Regel ein Zeitfenster fur die Erbringung der Prifungsleistung. Die
konkrete Festlegung kann in der Modulbeschreibung erfolgen bzw. an die oder den Lehrenden dele-
giert werden, die oder der Form und Dauer der Prifungsleistung zu Beginn der Lehrveranstaltung be-
kannt gibt. (BeckOK HochschulR NRW/Birnbaum, 1. Ed. 1.10.2016, HG § 64 Rn. 21)
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Absatz 7: Der konkrete Zeitumfang der Prifungsleistung und die konkrete Prifungsform werden in den
Modulbeschreibungen festgelegt bzw. von den Lehrenden spatestens vier Wochen nach Beginn der
Lehrveranstaltung bekannt gegeben.

Absatz 8: ,Elektronisch gestlitzte Prifungen (e-Klausuren) dirfen aufgrund des Grundsatzes der Chan-
cengleichheit nur an von der Universitat Siegen oder Dritten im Auftrag der Universitat zur Verfigung
gestellten (einheitlichen) Geraten durchgefihrt werden. Aufgrund der Heterogenitat der Laptops, Tab-
lets, Convertibles, usw. ist es aus technischer Sicht nicht moéglich, fur gleiche Prifungsbedingungen zu
sorgen. Die unterschiedliche Leistungsfahigkeit der privaten Gerate kann einen Nachteil fiir diejenigen
Pruflinge bedeuten, die ,nur” ein leistungsschwaches Gerat besitzen und so unter Umstéanden weniger
Zeit fur die Beantwortung der Fragen haben. Auch kénnen Inkompatibilitadten von Prifungssoftware und
Hard- und Software auf dem eigenen Gerat der Studierenden auftreten, die das Ablegen der Prifung
unmoglich machen. Hinzu kommt, dass in der Regel nicht gewahrleistet werden kann, dass eine Mani-
pulation der Prifung (z.B. in Form einer Tauschungshandlung) durch z.B. Surfen im Internet oder Nut-
zung von abgespeichertem Material auf dem eigenen Gerat statt findet.“ (Forgd, Nikolaus; Graupe, Si-
mon; Pfeiffenbring, Julia: Rechtliche Aspekte von E-Assessments an Hochschulen, Juni 2016, S 35,
Punkt 5.2.3.1.)

Absatz 8 Satz 3: E-Klausuren dirfen nur in Anwesenheit einer Aufsicht stattfinden. Diese Aufsicht sollte
technische Kenntnisse und Fahigkeiten mitbringen, um im Bedarfsfall kleinere technische Schwierigkei-
ten vor Ort I6sen zu kénnen.

Absatz 9: Der Begriff ,Multiple-Choice*“ ist der Uberbegriff fir eine Priifung im Antwort-Wahl-Verfahren,
das in den Formen ,Single-Choice* oder ,Multiple-Select® gestaltet sein kann. (Niehues / Fischer / Je-
remias: Prufungsrecht, 6. Auflage 2014, Rn. 588)

Bei Single-Choice-Aufgaben (1 aus n) folgt auf die Fragestellung eine Summe von n Antworten, Aussa-
gen oder Satzerganzungen. Hier ist je nach Aufgabenstellung die einzig richtige, einzig falsche oder die
beste Antwort auszuwahlen und zu kennzeichnen. Bei Multiple-Select-Aufgaben (x aus n) folgt auf die
Fragestellung eine Summe von n Antworten, Aussagen oder Satzerganzungen von denen mehrere Ant-
worten richtig oder falsch sind. Bei jeder Antwort ist zu entscheiden, ob sie fur die Aufgabenstellung
zutrifft oder nicht. Die Aufgabenstellung kann mit dem Hinweis versehen werden, wie viele der vorge-
gebenen Antworten zutreffen.

Absatz 9 Satz 1: Bei einer Klausur im Antwort-Wahl-Verfahren kommt es darauf an, dass sich der Prifer
die gestellten Aufgaben zu Eigen macht und dementsprechend die inhaltliche Verantwortung fir die
gestellten Aufgaben Ubernimmt. Dies kann dadurch geschehen, dass er die Aufgaben selbst erstellt
oder eine Prifung aus einem Aufgabenpool selbst zusammenstellt.

,Die eigentliche Prifertatigkeit ist hier vorgelagert. Sie besteht in der Auswahl des Priifungsstoffs, der
Stellung der Fragen und der Festlegung der richtigen und falschen Antworten. Der Aufgabensteller ist
hier somit Priifer.“ (Niehues / Fischer / Jeremias: Prifungsrecht, 6. Auflage 2014, Rn. 588)

Far den Fall, dass die Pruferin oder der Prifer die Prifung (inklusive des Bewertungsmalfistabs) nicht
selbst erstellt hat, wird - bei Bedarf - eine Regelung erarbeitet.

Absatz 9 Satz 2: Ist im Falle der Wiederholungsprifung ohne Ausgleichsmdglichkeit die Prafung im
Antwort-Wahlverfahren von zwei Prifern zu erarbeiten, muss es sich um prifungsberechtigte Personen
im Sinne des § 9 Absatz 1 handeln. Die Erstellung und Abnahme der Prifung durch eine Priferin oder
einen Prifer in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder eines sachkundigen Beisitzers genligt
nicht (vgl. BeckOK HochschulR NRW/Birnbaum, 1. Ed. 1.10.2016, HG § 65 Rn. 13).

Absatz 10 Satz 1: § 65 Absatz 2 Satz 2 HG

.Der Beisitzer muss sachkundig sein. Die Sachkunde muss ihn in die Lage versetzen, seine Funktion
sachgemal wahrzunehmen. Der Beisitzer soll als Beobachter den ordnungsgeméafRen Ablauf des Pri-
fungsverfahrens sicherstellen. Es ist nicht erforderlich, dass er selbst bereits die entsprechende oder
eine vergleichbare Prifung abgelegt hat. Die Prifungsordnung kann dies aber vorsehen. Entsprechend
seiner Funktion hat der Beisitzer kein Fragerecht. Ein Recht zur AuRerung vor Festsetzung der Note
durch den Prifer wird als unbedenklich angesehen, weil hierdurch die Unabhangigkeit des Prifers nicht
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beeintrachtigt werde, sondern vielmehr die Richtigkeitsgewahr der Prifungsentscheidung erhoéht wer-
den koénne. Bei prifungsrechtlichen Streitigkeiten komme der Beisitzer als Zeuge in Frage.” (Weber in:
Leuze/Epping Kommentar zum HG NRW 865 Rn. 41)

Absatz 10 Satz 3: Protokolle miindlicher Priifungen sollen in Form eines Ergebnisprotokolls abgefasst
werden. Festzuhalten sind: Datum der Prifung, Name des Priflings, Namen des/der Prifer(s), Pri-
fungsfach, Zeitpunkt/Dauer der Prifung, Ergebnis der Prifung. Protokolliert werden auch Besonderhei-
ten bzw. Stérungen im Verlauf der Prifung, wie etwa Aussagen des Priflings zu einer etwaigen Pri-
fungsunfahigkeit oder z.B. stérender Larm. (Nach Johlen/Oerder, MAH Verwaltungsrecht, § 16 Das
Mandat im Prifungsrecht Rn. 133 - 134, beck-online)

Absatz 14: Nicht bestandene Priifungsleistungen sind beschrankt wiederholbar (vgl. ProBeSt Eckpunkte
2.4.4). In gut begrindeten Fallen kann — durch die FPO-M — eine Ausnahme von der beschrankten
Wiederholbarkeit von Prifungsleistungen vorgesehen werden. Die betroffenen Priifungsleistungen
mussen in diesen Fallen in der FPO-M konkret benannt werden.

Absatz 15: Hochstfristen fir die Mitteilung der Bewertung von Prifungen sind gemaf § 64 Absatz 2 Nr.
6 HG in der Prifungsordnung zu regeln.
§ 12 Wiederholung von Studien- und Priifungsleistungen

Absatz 1 Satz 2: ProBeSt Eckpunkte 2.4.4 Spiegelstrich 2 letzter Punkt

Absatz 2 Satz 2: ProBeSt Eckpunkte 2.4.3 Spiegelstrich 1 F3n. 3

Absatz 3 Satz 3. ProBeSt Eckpunkte 2.4.3 Spiegelstrich 1 F3n. 3

Absatz 5 Satz 1: ProBeSt Eckpunkte 2.4.4 Spiegelstrich 1

Absatz 5 Satz 2: vgl. Kommentar zu § 11 Absatz 14

Absatz 6: § 65 Absatz 2 Satz 1 HG

Absatz 8: Gemal § 7 Absatz 2 Nr. 5 der Begriindung zur MRVO sind in der Priifungsordnung Kompen-
sationsmdglichkeiten vorzusehen. Eine Ausgleichsmdglichkeit im Sinne von Absatz 8 kann auch darin
gesehen werden, dass ein anderes Wahl(pflicht)modul in/faus dem Wahlbereich gewahlt wird.

Der Unterschied zwischen einem Wahlpflichtmodul und einem Wahimodul liegt in der Kapazitatsberech-
nung. Nur Wahlpflichtmodule werden auf das Lehrdeputat angerechnet.

§ 13 Voraussetzungen und Zulassung zur Masterarbeit

Absatz 3: Die Zulassung ist ein Verwaltungsakt im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW
(VWVFG NRW). (Weber in: Leuze/Bender § 64 Rn. 32)

§ 14 Masterarbeit

Absatz 1: § 4 Absatz 3 StudakVO

Absatz 2: Der Umfang der zu vergebenden Leistungspunkte fiir die Masterarbeit ergibt sich aus § 8
Absatz 3 StudakVO.

Absatz 3: In Ergdnzung zu § 18 Absatz 3 sowie den §§ 19 und 20 zahlen zu einem wichtigen Grund
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fur einen Antrag auf Fristverlangerung auch der Ausfall von Maschinen und Prifstanden, Lieferprobleme
bei benétigtem Material und andere nicht vom Studierenden zu vertretende Griinde.

Absatz 4: Es muss dokumentiert und nachgehalten werden, dass die oder der Vorsitzende des Pri-
fungsausschusses die Personen zur Erst-, Zweit oder Drittgutachterin bzw. zum Erst-, Zweit oder Dritt-
gutachter bestimmt hat.

Bei einer Gutachterin / einem Gutachter handelt es sich um eine Priferin / einen Prifer im Sinne des §
9 Absatz 1 und 2. Es besteht inhaltlich kein Unterschied zu einer Priiferin / einem Prifer. In der RPO-M
wird der Begriff der Gutachterin / des Gutachters im Zusammenhang mit der Masterarbeit verwendet,
da nach Korrektur der Arbeit ein Gutachten in Form einer kurzen schriftlichen Begrindung der Note
anzufertigen ist (Johlen/Oerder, MAH Verwaltungsrecht, § 16 Das Mandat im Prufungsrecht Rn. 293 -
296, beck-online).

§ 15 Annahme und Bewertung der Masterarbeit

Absatz 1 Satz 2: Der Zeitpunkt des Eingangs der Abschlussarbeit ist in der Priifungsakte zu vermerken.

Absatz 1 Satz 4: Die Note (Benennung) ,mangelhaft‘ ist an die Vorgabe in § 12 LZV angepasst.

Absatz 3: Wird dem Prifling die Note schriftlich mitgeteilt, muss der Zeitpunkt der Abgabe des Schrift-
stlicks an die Post in den Akten vermerkt werden.

§ 16 Wiederholung der Masterarbeit

Absatz 1: Vor dem Hintergrund, dass nach § 14 Absatz 1 die Masterarbeit zeigen soll, ,dass der Priifling
in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbststandig mit wissenschaftlichen
oder kinstlerisch-praktischen Methoden zu bearbeiten und die Ergebnisse sachgerecht darzustellen®,
muss im Falle der Wiederholung der Masterarbeit ein neues Thema vergeben werden. Andernfalls lage
ein Verstol3 gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung vor, da andere Studierende nur eine begrenzte
Zeit zur Bearbeitung des Themas zur Verfugung hatten.

Absatz 2: Wird dem Prifling die Note schriftlich mitgeteilt, muss der Zeitpunkt der Abgabe des Schrift-
stucks an die Post in den Akten vermerkt werden.

§ 17 Anerkennung von Leistungen

Absétze 1-6: § 63a HG
vgl. Anmerkungen zu § 4 Absatz 1

Absatz 1: Auch Leistungen, die an der eigenen Hochschule erbracht wurden, missen bei einem Wech-
sel des Studiengangs innerhalb der Hochschule anerkannt werden. (BeckOK HochschulR NRW/Birn-
baum, 1. Ed. 1.10.2016, HG § 63a Rn. 16)

Eine Beschrankung des anerkennbaren Umfangs in der FPO-M oder eine Regelung, dass mindestens
eine bestimmte Anzahl an Leistungspunkten in dem Studiengang erbracht worden sein missen, um
einen Abschluss zu erhalten, ist nicht zulassig (OVG Munster Urt. v. 16.12.2015 — Az.: 14 A 1263/14
und BVerwG Beschluss vom 22.06.2016 — Az.: 6 B 21/16).

Absatz 2: Nach Artikel 111.5. der Lissabon Konvention ist eine (schriftliche) Begriindung erforderlich.
Absatz 3: Nach § 63a Absatz 3 HG ist eine angemessene Frist festzulegen.

Absatz 7: Bei Nicht-Vergleichbarkeit der Notensysteme kdnnen der ECTS Leitfaden oder die Bayrische
Formel Anhaltspunkte zur Einstufung der erzielten Note geben. ,Die Umrechnung absoluter Noten ohne

-10-



a UNIVERSITAT
SIEGEN

Dezernat 3 Abteilung 3.2
Erlduterungen zur RPO-M fir das Masterstudium an der Universitat Siegen
Stand: 06.06.2018

Betrachtung der Notenverteilung, also z.B. mit der (modifizierten) bayerischen Formel ist nur als Notl6-
sung zu empfehlen.” (Auszug aus ,Kriterien fiir gute Anerkennung und gute Anerkennungsverfahren mit
haufig gestellten Fragen“ HRK nexus Dezember 2016, Antwort zu Frage 26)

§ 18 Versaumnis, Riicktritt, Tauschung

Absatz 3 Satz 2: Nach § 63 Absatz 7 HG reicht flir den Nachweis der krankheitsbedingten Prufungsun-
fahigkeit grundsatzlich eine arztliche Bescheinigung Uber das Bestehen der Prifungsunfahigkeit aus.
Ein amtsarztliches Attest kann nicht gefordert werden.

Absatz 5: Die Falle, in denen eine Tauschungshandlung vorliegt, werden in der Priifungsordnung nicht
naher bestimmt, um die Handlungsfahigkeit des Priifungsausschusses nicht auf diese Falle zu reduzie-
ren. Jeder Fall ist ein Einzelfall und muss als solcher unter Anhérung der Beteiligten gepriift werden.
Ist ein Priifling nicht bereit, sich gegenliber dem Priifer so auszuweisen, dass seine ldentitat zweifelsfrei
festgestellt werden kann, kann dies als Tauschungsversuch gewertet und der Priifling von der Priifung
ausgeschlossen werden.

§ 19 Familienregelung, Schutzvorschriften, Ausfallzeiten

Nach § 64 Absatz 2 Nr. 5 HG missen Prifungsordnungen die Inanspruchnahme von Schutzbestim-
mungen entsprechend den §§ 3, 4, 6 und 8 des Mutterschutzgesetzes und entsprechend den Fristen
des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes sowie die Berlicksichtigung von Ausfallzeiten durch die
Pflege von Personen regeln.

§ 20 Nachteilsausgleich fiir behinderte und chronisch kranke Studierende

Gemal § 64 Absatz 2 Nr. 2 HG sind nachteilsausgleichende Regelungen fir behinderte und chronisch
kranke Studierende in der Prifungsordnung zu treffen. Die Regelung entspricht im Wesentlichen dem
Vorschlag des Bundnisses barrierefreies Studium in ,Chancengleichheit im Bologna Prozess flr behin-
derte und chronisch kranke Studierende sowie Studienplatzbewerberinnen und —bewerber®.

Die Entscheidung Uber das Gewahren eines bedarfsgerechten Nachteilsausgleichs trifft der zustandige
Prifungsausschuss in Kenntnis aller Fakten und unter Abwagung des Einzelfalls.

§ 21 Bewertung, Bildung der Noten

Absatz 1 Satz 1: Die Begrifflichkeit ,festgesetzt” und die Regelung zur Bekanntgabe sind erforderlich,
damit die Note ein Verwaltungsakt ist. (OVG NRW 14 A 1689/16 S.11)

Absatz 1 Satz 2: Die Note (Benennung) ,mangelhaft® ist an die Vorgabe in § 12 LZV angepasst.

§ 22 Abschluss des Studiums

§ 23 Masterzeugnis und Masterurkunde

§ 24 Diploma Supplement und Transcript of Record

Es muss das aktuelle Diploma Supplement der HRK und KMK verwendet werden. (Schreiben des AkkR

vom 7.3.2016 AZ: 077/16 — AL — 5.1.4)
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Absatz 3: Wenn ein ,Fachliches Profil* des Studiengangs auf dem Transcript of Records ausgegeben
werden soll, ist dies in der FPO-M ist festzuhalten. Unter ein ,Fachliches Profil* lassen sich auch fachli-
che Vertiefungen fassen, Uber die z.B. in Form von Wahlbereichen, Kompetenzen einer Gber das allge-
meine Studienziel des Studiengangs herausgehenden Fachrichtung erworben wurden.

§ 25 Einsicht in die Prifungsakten
Das Recht auf Akteneinsicht ergibt sich aus § 2 Absatz 3 Nr. 2 VwVfG NRW i.V.m. § 29 VwVfG NRW.

Absatz 1: Den Studierenden sollte gemaR § 29 Absatz 1 VvG NRW und § 58 Absatz 2 VwGo mindestens
bis 1 Jahr nach Ausstellung des Masterzeugnisses Einsicht in ihre schriftlichen Prifungsleistungen bzw.
die Masterarbeit und die darauf bezogenen Gutachten sowie in die Prifungsprotokolle gewahrt werden.
Far die Fristen beziglich der Aufbewahrung von studienbezogenen Dokumenten und Studierendenak-
ten gilt die Ordnung Uber die Aufbewahrung, Aussonderung, Archivierung und Vernichtung von Doku-
menten an der Universitat Siegen vom 16. September 2014.

§ 26 Ungiiltigkeit von Priifungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades

Besondere Regelungen Lehramt

§ 27 Mastergrad (Lehramt)

§ 28 Zugangsvoraussetzungen und Einschreibehindernisse (Lehramt)
§ 29 Aufbau des Studiums (Lehramt)

§ 30 Priifungsausschuss (Lehramt)

§ 31 Priifungsleistungen (Lehramt)

§ 32 Voraussetzung und Zulassung zur Masterarbeit (Lehramt)

§ 33 Bewertung, Bildung der Note (Lehramt)

§ 34 Masterzeugnis und Masterurkunde (Lehramt)

§ 35 Diploma Supplement und Transcript of Records (Lehramt)

Inkrafttreten
§ 36 Inkrafttreten und Veroffentlichung

-12-



	5_2019_rahmenpruefungsordnung_(rpo-m)
	Deckblatt 5_2019
	Teil 1
	Allgemeine Regelungen
	Allgemeine Ziele und Leitlinien des Masterstudiums
	§ 3
	Mastergrad
	§ 4
	Zugangsvoraussetzungen und Einschreibungshindernis
	§ 5
	Regelstudienzeit und Studienumfang
	§ 6
	Modularisierung des Studiums
	§ 7
	Strukturierung des fachwissenschaftlichen Masterstudiums
	§ 8
	Prüfungsausschuss
	§ 9
	Prüferinnen und Prüfer
	§ 10
	Studienleistungen
	§ 11
	Prüfungsleistungen
	§ 12
	Wiederholung von Studien- und Prüfungsleistungen
	§ 13
	Voraussetzungen und Zulassung zur Masterarbeit
	§ 14
	Masterarbeit
	§ 15
	Annahme und Bewertung der Masterarbeit
	§ 16
	Wiederholung der Masterarbeit
	§ 17
	Anerkennung von Leistungen
	§ 18
	Versäumnis, Rücktritt, Täuschung
	§ 19
	Familienregelung, Schutzvorschriften, Ausfallzeiten
	§ 20
	Nachteilsausgleich für behinderte und chronisch kranke Studierende
	§ 21
	Bewertung, Bildung der Noten
	§ 22
	Abschluss des Studiums
	§ 23
	Masterzeugnis und Masterurkunde
	§ 24
	Diploma Supplement und Transcript of Records
	§ 25
	Einsicht in die Prüfungsakten
	§ 26
	Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades
	Besondere Regelungen Lehramt
	§ 27
	Mastergrad (Lehramt)
	§ 28
	Zugangsvoraussetzungen und Einschreibehindernisse (Lehramt)
	§ 29
	Aufbau des Studiums (Lehramt)
	§ 30
	Prüfungsausschuss (Lehramt)
	§ 31
	Prüfungsleistungen (Lehramt)
	§ 32
	Voraussetzungen und Zulassung zur Masterarbeit (Lehramt)
	§ 33
	Bewertung, Bildung der Noten (Lehramt)
	§ 34
	Masterzeugnis und Masterurkunde (Lehramt)
	§ 35
	Diploma Supplement und Transcript of Records (Lehramt)
	Inkrafttreten
	§ 36
	Inkrafttreten und Veröffentlichung

	19_01_31_veröff_Anlage 1_Muster Fachprüfungsordnung für das Masterstudium
	§ 1
	Studienmodell
	§ 2
	Ziele des Studiums
	§ 3
	Mastergrad
	§ 4
	Besondere Zugangsvoraussetzungen
	§ 5
	Auslandsaufenthalte und Praktika
	§ 6
	Prüfungsausschuss
	§ 7
	Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer
	§ 8
	Studienumfang und Aufbau des Studiums
	§ 9
	Studien- und Prüfungsleistungen
	§ 10
	Wiederholung von Prüfungsleistungen
	§ 11
	Masterarbeit
	§ 12
	Bewertung, Bildung der Noten
	§ 13
	Anwendung und Übergangsbestimmungen
	Artikel 3
	Regelungen für den fachwissenschaftlichen Kombinationsstudiengang XX
	§ 1
	Studienmodelle
	§ 2
	Ziele des Studiums
	§ 3
	Mastergrad
	§ 4
	Besondere Zugangsvoraussetzungen
	§ 5
	Auslandsaufenthalte und Praktika
	§ 6
	Prüfungsausschuss
	§ 7
	Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer
	§ 8
	Studienumfang und Aufbau des Studiums
	§ 9
	Studien- und Prüfungsleistungen
	§ 10
	Wiederholung von Prüfungsleistungen
	§ 11
	Masterarbeit
	§ 12
	Bewertung, Bildung der Noten
	§ 13
	Anwendung und Übergangsbestimmungen
	Regelungen für den Lehramtsstudiengang XX
	§ 1
	Studienmodelle
	§ 2
	Ziele des Studiums
	§ 3
	Mastergrad
	§ 4
	Besondere Zugangsvoraussetzungen
	§ 5
	Auslandsaufenthalte und Praktika
	§ 6
	Prüfungsausschuss
	§ 7
	Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer
	§ 8
	Studienumfang und Aufbau des Studiums
	§ 9
	Studien- und Prüfungsleistungen
	§ 10
	Wiederholung von Prüfungsleistungen
	§ 11
	Masterarbeit
	§ 12
	Bewertung, Bildung der Noten
	§ 13
	Anwendung und Übergangsbestimmungen
	Artikel 5
	Fachübergreifend angebotene Exportmodule
	Artikel 6
	Inkrafttreten und Veröffentlichung
	Anlagen
	Wahlpflichtmodule
	Anlage 4 zu Artikel 2: Liste der Wahlpflichtmodule gemäß § 8 Absatz 4
	Anlage 5 zu Artikel 3: Liste der Wahlpflichtmodule gemäß § 8 Absatz 4
	Anlage 6 zu Artikel 4: Liste der Wahlpflichtmodule gemäß § 8 Absatz 4
	Modulbeschreibungen
	Anlage 7 zu Artikel 2 - 4: Modulbeschreibungen
	Anlage 8 zu Artikel 5: Modulbeschreibungen der Module, die nur zum Export angeboten werden

	Teil 3_neu

	18_06_06_Erläuterungen-zur-RPO-M

